
Warum  sollten  Jugendliche
gegen G20 protestieren?
VON JAQUELINE KATHERINA SINGH

 

Jährlich verhungern 8,8 Millionen Menschen. 1,2 Milliarden Menschen haben
nicht mehr als 1€ pro Tag zur Verfügung. Wenn wir die Umwelt weiter wie
bisher zerstören, brauchen wir bis 2035 spätestens eine zweite Erde. Und
das sind nur einige der Probleme, die wir hier haben.
Doch was hat das Ganze mit dem G20-Gipfel am 7. und 8. Juni in Hamburg zu
tun? Ganz einfach: Dieser Gipfel ist die Spitze des Eisbergs. Die mächtigsten
Staatsoberhäupter, unzählige Lobbyist_Innen und Institutionen wie der IWF
kommen zusammen, reden über die Probleme der Welt und versuchen dabei,
ihre eigenen Interessen durchzusetzen.
Unter der Wasseroberfläche ist aber der gigantische Klotz an Problemen, die
sie mit ihrer Politik produzieren: Hunger, Umweltzerstörung, Krieg, Armut
und Ausbeutung. Aber warum sollten wir Jugendliche gegen den G20 Gipfel
protestieren? Weil wir diejenigen sind, die unter der aktuellen Politik und
ihren Folgen leiden müssen!

 

Die Situation ist angespannt…
 

Das Bild, was die G20-Teilnehmer_Innen in der Vergangenheit nach Außen
getragen haben, ist am bröckeln. Ursprünglich entstand das Treffen aus der
Not heraus: Die Weltwirtschaftskrise 2008/09 erforderte, dass vorher schon
existierende  Treffen  der  Finanzminister_Innen  so  umzuformen,  dass  sich
stattdessen alle Staatsoberhäupter treffen.
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Doch seitdem ist viel passiert: Mit dem Ukraine-Konflikt ist Russland aus den
G8 Staaten geflogen, als Zeichen, dass es seine Politik nicht einfach so ohne
Folgen umsetzen kann. Trump ist Präsident und droht offen anderen Ländern
mit Krieg. Das sind nur einige Beispiele für die zunehmenden internationalen
Spannungen, die das schöne Bild der Nationen, die „gemeinsam“ versuchen,
die Probleme der Welt zu lösen, ins Wanken geraten lässt.

 

Aber warum ist das eigentlich so?
 

Oben schon mal  am Rande erwähnt,  müssen wir,  wenn wir  diese Frage
beantworten  wollen,  uns  die  Weltwirtschaftskrise  2008/09  ein  bisschen
genauer anschauen. Während wir hier in Deutschland nicht besonders viel
von dieser Krise gemerkt haben und uns höchstens daran erinnern, dass man
sich als Reaktion darauf ein neues Auto billiger anschaffen konnte, sieht das
in anderen Ländern ganz anders aus.

 

Ein Beispiel, das besonders deutlich macht, dass so eine Krise existiert und
zu  Lasten  der  Bevölkerung  geht,  ist  Griechenland.  Die  angeblichen
„Rettungspakte“ sind an Sparmaßnahmen geknüpft, die die Bevölkerung dort
in massive Armut gestürzt haben. So sind aktuell immernoch knapp 50% der
Jugendlichen arbeitslos und über 300 000 Angestellte verdienen im Monat
gerade mal zwischen 100 und 400€. Und das, obwohl viele von ihnen in ihrer
Stelle informell zu einer 40-Stunden Woche gezwungen werden!
Auch in anderen Ländern wie Spanien hat die Krise hart zugeschlagen. In
Frankreich  ein  bisschen  weniger,  aber  immernoch  genug,  um  den
französischen Imperialismus langfristig zu schwächen. Im Zuge dessen sind
gerade im Bereich der Bildung massive Kürzungen gefahren worden. Zudem
haben Jugendliche und auch Frauen massiv ihre Jobs verloren oder haben
aufgrund der Ausweitung von Leih- und Zeitarbeit eine unsichere, schlecht
bezahlte Zukunftperspektive aufgetischt bekommen. Aber mit der Krise sind



nicht nur Angriffe auf uns einher gegangen. Sie hat auch dafür gesorgt, dass
eine internationale  Konkurrenz sich verschärft  und daraus einige andere
Dinge ins Rollen gekommen sind…

 

Internationaler Rechtsruck
 

Ob  Trump,  LePen,  Erdogan  oder  May:  Überall  auf  der  Welt  sehen  wir
Rassist_Innen  und  rechte  Populist_Innen  im  Auschwung  oder  an  der
Regierung. Nationaler Chauvinismus, sowie dumme Stereotype nehmen zu.
Mit  ihnen  kommt  auch  der  Ruf,  die  Grenzen  zu  schließen,  massenhaft
Menschen abzuschieben und Geflüchtete und Migrant_Innen zu Menschen
zweiter Klasse herabzusetzen.

 

Warum? Verkürzt kann man sagen, dass insbesondere kleinere Firmen, also
mittelständische Unternehmen, Angst haben, ihre Stellung zu verlieren. Die
zunehmende Monopolisierung, aber halt auch die Auswirkungen der Krise
befeuern ihre  Angst,  sozial  abzusteigen und selber  zu Arbeiter_Innen zu
werden.  Deswegen  fangen  sie  an,  herumzubrüllen:  Protektionismus,
Nationalchauvinismus,  Standortborniertheit,  das sind ihre Argumente,  um
sich zu schützen. Kurz gesagt: Sie wollen das Rad der Zeit aufhalten, um
nicht  ihren  Reichtum  zu  verlieren;  sich  gegen  die  internationale,
arbeitsteilige Struktur des Gesellschaftssystems stellen. Weil es zusätzlich im
Großteil der Welt keine starke Linke gibt, die eine klare Kante gegen den
Rassismus stellt und gleichzeitig Forderungen aufgreift, die die Situation von
Arbeiter_Innen  und  Jugendlichen  verbessern  würde,  rutschen  dann  auch
Teile dieser nach rechts. Dabei hat dieser Rechtsruck für uns Jugendliche
ziemlich beschissene Folgen! Für Manche von uns bedeutet das, dass sie
selbst  oder ihre Freund_Innen in Kriegs-  und Krisengebiete abgeschoben
werden.  Das  Schließen  der  Grenzen  bedeutet  eine  Einschränkung  der
Bewegungsfreiheit für uns Alle.



 

Daneben  bedeutet  das  Erstarken  der  Rechten  auch  eine  physische
Bedrohung für Menschen mit Migrationshintergrund, sowie Linke. Dass das
nicht aus der Luft gegriffen ist, sehen wir, wenn wir einen Blick nach Polen
werfen. Dort werden regelmäßig Linke von Faschist_Innen gejagt. Aber auch
hier in Deutschland hat sich in den letzten zwei Jahren etwas verändert.
Während die NDP noch in den 90ern für den Slogan „Kriminielle Ausländer
abschieben!“ verachtet wurde, ist das Heute gängige Praxis. Auch häufen
sich  rechte  Straftaten  und  physische  Angriffe.  Brandanschläge  auf
Unterkünfte von Geflüchteten haben sich in den letzten 3 Jahren mehr als
verdoppelt. Das wollen wir nicht hinnehmen! Bei den Gegenprotesten zu G20
kämpfen wir für offene Grenzen und Staatsbürger_Innenrechte für Alle! Wir
kämpfen gegen das Erstarken der Rassist_Innen und Rechtspopulist_Innen
und die Politik, die ihr entstehen überhaupt erst ermöglicht!

 

Kampf um die Neuaufteilung der Welt
 

Aber  das  ist  nicht  Alles:  Gleichzeitig  zum  Rassismus  steigt  auch  die
Militarisierung.  Die  aktuellen  Schlagzeilen  lassen  bei  uns  ein  mulmiges
Gefühl  entstehen,  wenn  wir  die  Zeitung  aufschlagen  oder  uns  die
Nachrichten anhören. Ob nun der Krieg in Syrien, die Grabkämpfe zwischen
China und den USA im Pazifik oder die Sanktionen gegen Russland. Weltweit
scheint der Frieden zu bröckeln. Allein in den Konflikten in Afghanistan, dem
Iran, der Ukraine und Syrien sind über 3 050 000 Menschen gestorben und
einige dieser Konflikte fordern auch heute noch regelmäßig Tote. In jeder
dieser Auseinandersetzungen waren übrigens mehrere G20-Staaten beteiligt
und haben versucht, ihr eigenes Interesse durchzusetzen, wie beispielsweise
die USA und Russland in Syrien und der Ukraine.

 

Nicht  besser  wird  das  Ganze  dadurch,  dass  parallel  die  weltweiten



Rüstungsausgaben steigen, Truppen verschoben werden und die Werbung
für’s Militär mehr und mehr in den Alltag rückt. Sei es nun in China, wo die
Volksbefreiungsarmee mit Rapvideos für sich wirbt oder in Deutschland, wo
die  Bundeswehr  zu  kostenlosen  IT-Camps  mit  Videospielen  einlädt.  Dies
passiert  wiederum  kurz  gesagt  deswegen,  weil  die  Möglichkeit,  andere
Länder  auszubeuten,  sich  mehr  und  mehr  erschöpft  und  der
Verteilungskampf  auf  direkterer  Ebene  geführt  wird.

 

Für uns bedeutet dass, dass wir zusehen müssen wie immer mehr und mehr
Geld in die Waffenindustrie geblasen wird, während es an andere Stelle fehlt.
Letztendlich bedeutet es auch, dass wir im Falle eines Krieges unser Leben
für eine Politik, die wir nicht zu verantworten haben und Profite, die wir nie
zu Gesicht bekommen, geben müssen.

 

Deswegen sagen wir:  Krieg  dem Krieg!  Raus  mit  allen  imperialistischen
Truppen,  stoppt  die  Waffenexporte!  Kein  Mensch,  kein  Cent  dem
Militarismus!
All diese Dinge zeigen uns, dass die Tagesordnung der G20 nichts als heiße
Luft ist. Klar: Sie sprechen schon über die Umweltzerstörung, Gesundheit
und die Frage, wie sie das Wirtschaftswachstum ankurbeln können. Aber
dabei  sind  sie  nicht  an  unserer  Zukunft  interessiert,  sondern  an  ihren
Profiten! Wenn’s nach denen geht, dann sind Krieg, Armut und Ausbeutung
eine tolle Sache! Schließlich nützt ihnen das am meisten. Aber wie können
wir eigentlich klar machen, was unsere Position ist?

 

Widerstand ja — aber wie?
 

In der Vergangenheit appellierten NGO’s wie Greenpeace, Netzwerke wie
Attac, Gewerkschaften und sozialdemokratische Parteien wie die SPD oder



die Linkspartei  immer wieder an das Gewissen von G8 oder G20.  Diese
Appelle  weckten  die  Illusion,  dass  die  Welt  innerhalb  des  Kapitalismus,
gemeinsam mit den Herrschenden der G-Staaten, grundlegend zu verbessern
wäre.

 

Die  vergangenen  Jahre  haben  aber  gezeigt,  dass  unsere  Rechte  und
Interessen  nur  gegen  sie  mit  massivem  Widerstand  verteidigt  werden
konnten.  Streiks,  Demonstrationen  und  Besetzungen  waren  erfolgreiche
Mittel.  Mit  netten  Bitten,  dass  die  Kapitalist_Innen  mal  eben  auf  ihren
Gewinn verzichten oder mal einer energischen Rede auf einer Kundgebung,
die im Nichts verhallt, haben wir nicht besonders viel Erfolg.

 

Uns  muss  klar  sein:  Die  Vertreter_Innen  der  G20  repräsentieren  das
Interesse der 1% der Weltbevölkerung, die 80% des Reichtums besitzt. Die
wollen nicht gemeinsam mit uns die Welt verbessern, die wollen sie und uns
gegen unseren Willen ausrauben!

 

Was es braucht, das ist Druck. Druck durch massenhaftes, militantes und
organisiertes Auftreten. Druck durch den Großteil der Bevölkerung. Aber das
erreichen  wir  nicht  einfach  so.  Für  eine  große  Mobilisierung  bedarf  es
Basiskomittees, die wir an den Orten aufbauen, an denen wir uns tagtäglich
aufhalten müssen. Also der Schule, den Unis und Betrieben. Dort kann es
dann Vollversammlungen, Veranstaltungen und Diskussionen über den G20-
Gipfel  geben,  um eine breite  Mobilisierung zu gewährleisten.  Hierbei  ist
ebenfalls anzumerken, dass, auch wenn wir die Politik der obengenannten
Organisationen  nicht  teilen,  wir  die  Notwendigkeit  im  gemeinsamen
Widerstand gegen die Folgen der Krise und ihre Verursacher_Innen sehen.
Gerade  aktuell,  wo  die  Konkurrenz  und  Streitigkeiten  unter  den
Herrschenden  zunehmen,  müssen  wir  gemeinsam  mi t  der
Arbeiter_Innenklasse  und  ihren  Organisationen  Einigkeit  in  der  Aktion
zeigen.



 

Und über die Gegenproteste hinaus?
 

Nach den G20-Gipfel-Protesten wird der Kapitalismus nicht gestürzt sein.
Aber was muss man eigentlich dafür tun, dass das klappt? Unserer Meinung
nach bedarf es einer Organisation mit einem revolutionären Programm, die
bewusst in Bewegungen und aktuelle Kämpfe eingreift und eine Perspektive
aufwirft.  Dabei ist das Programm zwar in Schrift festgehalten, aber noch
lange nicht in Stein gemeißelt! Jeder Mensch mit revolutionären Anspruch
muss  sich  vornehmen,  seine  Politik  in  der  Praxis  zu  überprüfen,  sich
weiterzuentwickeln  und  seine  Fehler  einzugestehen.  Nur  so  kann  man
verhindern, dass man Politik macht, die nicht an der Realität vorbei geht.
Trotzdem  ist  es  wichtig,  eine  gemeinsame  Grundlage  für  die  Arbeit
miteinander  zu  haben  und  aus  den  Fehlern,  die  in  der  Vergangenheit
gemacht  wurden,  zu  lernen.  Deswegen  erachten  wir  ein  Programm
überhaupt  als  notwendig.

 

Aber das ist noch nicht Alles. Überall auf der Welt gibt es Jugendliche, die
ihre  Situation  nicht  einfach  so  hinnehmen  wollen.  Beispielsweise  die
Jugendlichen in Brasilien. Die haben im vergangenen Herbst mehr als 1000
Schulen und 100 Universitäten besetzt als Zeichen des Protests gegen eine
geplante  Bi ldungsreform,  bei  der  unter  anderem  sämtl iche
gesellschaftswissenschaftliche  Fächer  gestrichen  werden  sollten.  Die
brasilianische Jugend ist aber nicht bei den Besetzungen stehen geblieben.
Sie haben ihre Proteste an die „Fora-Temer“-Bewegung angeschlossen (heißt
soviel wie „Gegen-Temer“). Temer ist der Präsident, der sich im vergangenen
Jahr  an  die  Regierung  geputscht  hat  und  versucht,  die  Sparpakete
durchzusetzen. Diese Bewegung hat am 28. April einen Generalstreik gegen
die Kürzungen getragen, bei der sich 40 Millionen Menschen beteiligt haben!
Auch in anderen Ländern können wir sehen, wie Jugendliche für ihre Rechte
kämpfen. Sei es nun in Spanien, Südafrika, Palästina oder Frankreich und



der Türkei.

 

Was damit gesagt werden soll, ist Folgendes: Der Kapitalismus ist auf der
ganzen Welt zu finden. Wenn wir ihn stürzen wollen, dann müssen wir uns
ebenfalls  international  organisieren  und  die  internationalen  Kämpfe  der
Jugend zusammenführen,  sowie  gemeinsam Antwort  auf  die  brennensten
Fragen der Jugendlichen auf der ganzen Welt geben. Deswegen werfen wir
von  REVOLUTION  die  Forderung  zur  Gründung  einer  neuen
Jugendinternationale  auf,  die  genau  das  umsetzt.

 

Lasst  die  Reichen für  ihre  Krise  zahlen!  Keine  Bankenrettungen,
Subventionen  für  Unternehmen  etc.  auf  Kosten  der  Jugend,  der
Arbeiter_Innenklasse und der einfachen Bevölkerung!
Gegen Lohnkürzungen, Entlassungen und Werksschließungen – Für
die  Verstaatlichung  von  Betrieben,  die  solche  Maßnahmen
durchsetzen  wollen  unter  Arbeiter_Innenkontrolle!
Stoppt  die  Sparpakete,  Schluss  mit  Sozialkahlschlag  und
Bildungsabbau!  Stattdessen:  Für  ein  Programm  gesellschaftlich
nützlicher  Arbeiten,  wie  dem  Ausbau  des  öffentlichen  Nah  -und
Fernverkehrs  und  regenerativer  Energien,  sowie  dem Bau  neuer
Schulen,  Universitäten,  Krankenhäuser,  Freizeit-  und
Kultureinrichtungen! Bezahlt werden soll das aus dem Reichtum und
den Profiten der Kapitalist_Innen!
Stoppt  die  imperialistischen  Kriegseinsätze,  Schluss  mit  den
Waffenexporten!
K a m p f  d e m  R a s s i s m u s !  F ü r  o f f e n e  G r e n z e n ,
Staatsbürger_Innenrechte  für  alle  und  Selbstverteidungskomittees
von Arbeiter_Innen, Jugendlichen und Gefllüchteten!
Schluss  mit  dem  Ringen  um  Profite  über  Spekulationen  –
Verstaatlichung  des  Bankenwesens  zu  einer  Zentralbank  unter
Arbeiter_innenkontrolle!
Lasst uns für diese Forderungen und gegen die Angriffe des Kapitals



und  der  G20  kämpfen  –  für  Massenmobilisierungen  von
Gewerkschaften, Arbeiter_Innenparteien und Linken gegen die Krise,
international! Für die internationale Koordination von Besetzungen
und Generalstreiks!

 

Exklusiv: gute Frage – gute Antwort

Warum ist Deutschland nicht so stark von der
Krise betroffen?
 

Zum Einen liegt das daran, dass ein größerer Angriff auf uns Arbeiter_Innen
und Jugendliche bereits vor 2008/09 gefahren worden ist: die Agenda 2010.
Einige von euch haben den Begriff vielleicht schonmal gehört in Verbindung
mit  HartzIV.  Aber  das  war  nicht  das  Einzige,  was  im  Rahmen  dieser
Sparmaßnahme  mit  eingeführt  worden  ist.  Auch  die  Zahl  an  Leih-  und
Zeitarbeit  ist  seitdem in  die  Höhe  gestiegen.  Zusätzlich  wurde  auch  an
sozialen  Einrichtungen  ordentlich  gespart.  In  großen  Städten  müssen
Jugendzentren  und  Freiräume  Investoren  weichen,  damit  diese  mit
überteuerten Lofts Geld verdienen können. Auf Döfern sieht’s da nicht besser
aus.  Daneben  sind  die  Reallöhne  gesunken  und  haben  damit  die
Auswirkungen  der  Kise  für  die  Kapitalist_Innen  abgefedert.

 

Zum Anderen ist aber auch klar zu sagen, dass der deutsche Imperialismus
deutlich von der Krise profitiert hat. Während andere Länder in der Krise
gesteckt haben und von der EU (unter dem Drängen von Deutschland) Spar-
und  Rettungspakete  auflerlegt  bekommen  haben,  haben  sich  deutsche
Firmen an den Auswirkungen der Krise bereichert. Siehe dazu auch unseren
Artikel „Was ist Imperialismus?“ (S. 11)

 

http://www.onesolutionrevolution.de/allgemein/was-ist-eigentlich-imperialismus/


Präsidentschaftswahl  in
Frankreich – Stich(Wahl) in den
Rücken  der
Arbeiter_Innenklasse
VON ALEX METZGER

 

Seit Anfang des Jahres war die Wahl des französischen Staatsoberhauptes ein
großes Thema in den bürgerlichen Medien. Nach der Stichwahl Ende April
gab es laut der Presse „ein Rennen zwischen Gut und Böse“. Auf der einen
Seite Marine Le Pen (Front Nationale), Rassistin und Gegnerin der EU, auf
der  anderen  Seite  Emanuel  Macron  (En  Marche),  ein  Liberaler,  dessen
Wahlerfolg zum Großteil darauf basiert, dass er nicht Marine Le Pen ist.
Vorab: nicht zum ersten Mal stand ein_E Le Pen zur Stichwahl. Jedoch stand
zum ersten Mal eine Front National  zur Wahl,  die den Wahlkampf nicht
ausschließlich am rechten Rand sondern in der bürgerlichen Mitte, welche
auf gesamteuropäischer Ebene zusehends nach rechts driftet, geführt hat.
Und das mit Erfolg! Zumindest kann so das erschreckende Ergebnis der
Stichwahl  gewertet  werden,  bei  der  eine  rassistische,  rechtskonservative
Populistin 35% der Wählerstimmen in einem Land bekommen hat, dessen
Arbeiter_Innenklasse kämpferischer und organisierter ist als die der meisten
europäischen Länder.

 

Wie konnte es soweit kommen?
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Im letzten Jahr gab es wie so oft eine Reihe von Streiks in Frankreich. Die
Streiks  richteten  sich  gegen  die  brutalen  Angriffe  auf  die  Rechte  von
Arbeiter_Innen, welche von der französischen sozialdemokratischen Partei
(Parti Socialiste) unter Francois Hollande an der Regierung, durchgesetzt
werden sollten. Kern dieser Angriffe (auch El-Khomri-Reform genannt) waren
die  Streichung  der  35  Stunden  Woche  in  der  Industrie,  ohne
Lohnausgleich(!),  die  Aufweichung  des  Kündigungsschutzes  und
Lohnverhandlungen  an  den  Gewerkschaften  vorbei,  direkt  mit  den
Arbeitnehmer_Innen.  Alles  für  die  Reduzierung der  Kosten  für  die  Ware
Arbeitskraft,  um  die  Wettbewerbsfähigkeit  der  französischen  Industrie
wieder  herzustellen,  natürlich  im  Interesse  der  französischen
Kapitalist_Innen.  Denn die  französische  Wirtschaft  befindet  sich  in  einer
Krise.  So  werden  systematisch  französische  Firmen  an  ausländische
Investor_Innen verkauft, die öffentliche Infrastruktur wie beispielsweise die
Autobahnen sind privatisiert und die Arbeitslosigkeit und Staatsverschuldung
steigen  scheinbar  unaufhaltsam  an.  Beispielsweise  liegt  der  Anteil
arbeitsloser Jugendlicher bei 25% (zum Vergleich: in Deutschland ca. 7%).
Um Frankreich wieder fit für den internationalen Wettbewerb zu machen, hat
also die Sozialdemokratie, welche sich als Führung der Arbeitenden gibt,
eine Reihe von Kürzungen durchgewinkt – zu Lasten von Arbeiter_Innen und
Jugendlichen. Das reiht sich ein in weitere Schweinereien der Regierung
Hollande.

 

Parti Socialiste im Überlebenskampf
 

Eineinhalb Jahre schon befindet sich Frankreich im Ausnahmezustand. Seit
den Terroranschlägen in Paris im November 2015 können ohne richterliche
Beschlüsse  Hausarreste,  Durchsuchungen,  Versammlungsverbote  oder
Ausgangssperren  verhängt  werden.  Diese  einschneidenden  Maßnahmen
stellen  eine  massive  Einschränkung  des  Versammlungsrechts  dar  und
werden  gleichermaßen  gegen  Terrorist_Innen  wie  auch  gegen  Linke
eingesetzt. Nachdem Hollande als Kandidat der PS im Jahre 2012 mit einer



knappen Mehrheit von über 52 Prozent aus der Stichwahl gegangen war,
schaffte es Benoit Hamon, der Kandidat der PS im Jahre 2017, nicht einmal
in die Stichwahl. Trotz seines linken Wahlkampfes voller Versprechungen an
die  Arbeiter_Innen,  welche  einen  Wandel  in  der  Partei  zumindest
vortäuschen  sollten,  konnte  er  keine  Massen  davon  überzeugen.  Im
Gegenteil!  Mit knappen 7 % versagte der Kandidat der Sozialdemokratie
kläglich.  Ein  Wahlergebnis,  welches  mit  einem  Todesstoß  für  die  PS
gleichzusetzen ist. Er ist die Folge ihres Konsequenten Verrats an der Klasse.
Die  harte  Kante  gegen  illegale  Flüchtlingscamps  und  die  rigorose
Abschiebungspolitik stellen dabei sogar eine deutliche Annäherung der PS
ans rechte Lager  dar,  jedoch konnte hier  Marine Le Pen einen deutlich
erfolgreicheren Wahlkampf führen.

 

Französischer  Protektionismus  und  Härte
zeigen
 

Als Kandidatin des französischen Mittelstandes will  sie den Wähler_Innen
ihre Politik als „die Politik des kleinen Mannes“ verkaufen. So fordert sie
Arbeitsplätze  zuerst  für  Franzos_Innnen,  staatliche  Aufträge  zuerst  für
französische  Firmen und  will  Zölle  für  ausländische  Produkte  einführen.
Außerdem möchte sie der EU, von der Frankreich in einem viel geringeren
Maß als Deutschland profitiert, weit weniger Rechte gewähren und eigene
Wirtschaftsabkommen, beispielsweise mit Russland oder den USA, schließen.
Frankreich soll so unabhängiger von der EU unter deutscher Vorherrschaft
werden, um die eigene Stellung im globalen Verteilungskampf aber auch die
Stellung in der EU gegenüber Deutschland zu stärken. Gleichzeitig inszeniert
sie  sich  als  Garant  für  innere  Stabilität  und  will  diese  über  die
Beschränkungen in der Migration und durch die Stärkung der französischen
Polizei durchsetzen. Ein Prestigeprojekt soll dabei das „Aufräumen“ in den
Randbezirken der Großstädte sein.  In diesen kommt es immer wieder zu
großen  und  kämpferischen  Demonstrationen,  gegen  Polizeigewalt,  gegen



Rassismus oder für die Rechte von Arbeiter_Innen. Diese Kampfansage an die
Banlieues ist somit auch eine direkte Kampfansage an die radikale Linke,
aber auch an die Migrant_Innen Frankreichs.

 

Ein Lichtblick?
 

Ihr  Gegenspieler,  Emmanuel  Macron,  darf  in  diesem nicht  als  Licht  im
Schatten oder als das kleinere Übel gesehen werden! Natürlich bedient er
sich  nicht  Le  Pens  rechter  Rhetorik  oder  macht  offene  Kampfansagen
gegenüber  Linken.  Jedoch wäre es  fatal  der  Politik  eines  Kandidaten zu
trauen,  der  g le ichermaßen  e ine  Frakt ion  der  gespal tenen
Kapitalist_Innenklasse  zu  vertreten  versucht.  In  seinem  neoliberalen
Programm  fordert  er,  die  Unternehmenssteuern  zu  senken,  den
französischen  Staat  abzuspecken  und  Staatsfirmen  an  Investor_Innen  zu
verkaufen, um mit diesem Geld die Wirtschaft anzukurbeln. Macron steht
also gewiss nicht auf der Seite der Arbeiter_Innen. Auch sein Anteil an der
El-Khomri-Reform,  welche  ohne  parlamentarische  Mehrheit  per  Dekret
durchgepeitscht wurde, ist nicht zu unterschätzen. Schließlich war er doch
der Wirtschaftsminister der Regierung Hollande.

 

Auch  wird  er  in  Sachen  Flüchtlingspolitik,  wobei  er  sich  klar  für  den
Abschiebekurs  Merkels  ausspricht,  keine  progressiven  Forderungen
aufstellen. Die Unterstellungen, Macron würde mit seinem Kurs gegen die
europäische Sparpolitik einen linken Standpunkt vertreten,  verzerren das
Bild der Realität  weiter.  So ist  er  nicht  der erste EU Politiker,  der  den
Sparkurs in Griechenland, Zypern oder weiten Teilen im Osten der EU als
absurd  und  schädlich  brandmarkt  und  ein  Investitionsprogramm  zur
Stärkung  der  Binnenmärkte  fordert.

 



Selbst zentrale Spieler der EU wie EZB-Chef Marion Draghi, seines Zeichens
liberaler Manager, haben diese Forderung schon oft geäußert. Macron ist als
Kandidat  des  europäischen  Finanzkapitals  einzustufen,  der  als
gleichberechtigter  Partner  zusammen  mit  Merkel  über  die  EU  regieren
möchte. Im Gegensatz zu Le Pen ignoriert er aber nicht die Vorteile, die sich
auch für die französische Wirtschaft aus der Kooperation innerhalb der EU
ergeben. Ein kleiner Blick auf die Namenslisten der Fördermitglieder der
deutsch-französischen  Industrie-  und  Handelskammern  genügt,  um  die
unmittelbare  Zusammenarbeit  beider  Nationen  nachzuvollziehen.

 

Gegen die Einheit der Demokrat_Innen
 

Ohne  Macron  politisch  zu  beurteilen,  sprachen  sich  nahezu  alle  linken
Verbände und Parteien, alle liberalen und alle Konservativen für Macron als
Garant der Demokratie und als Garant für die EU aus. Schnell werden die
undemokratischen,  militaristischen  und  neoliberalen  Aspekte  der  EU
vergessen, wenn man sie verteidigen muss. Wir sagen ganz klar: Nein zur
Einheit der Demokrat_Innen, Nein zur neoliberalen EU! Für uns gibt es kein
kleineres Übel, denn das Übel ist der Kapitalismus. So positionierten sich
le ider  nur  wenige  Linke  in  Frankreich.  Posi t iv  is t  h ier  der
Präsidentschaftskanditat der NPA (Nouveau Parti Anticapitaliste), Philippe
Poutou zu nennen. Allerdings sieht das nicht die gesamte NPA so. So gaben
Großteile der Leitung ein Statement heraus, in dem sie sich zwar von Macron
distanzierten,  aber  nicht  zum  Wahlboykott  aufriefen.  Auch  die
fortschrittlichsten Teile der CGT sprachen sich nicht für eine klare Kante
gegen den Kapitalismus aus.  Sie fordern,  so wie auch der linke Populist
Melenchon,  eine  Volksfront  gegen  Rechts.  Diese  soll  bewusst  auch
antiliberale  bürgerliche  Kräfte  ansprechen  um  gemeinsam  gegen  den
größeren Feind, die Front National zu kämpfen. Diese klassenübergreifende
Linke  ist  aber  nichts  als  ein  Hirngespinst,  welches  schon  wegen  der
grundlegendsten  politischen  Fragen,  wie  zum Beispiel  der  nach  offenen
Grenzen oder der nach uneingeschränkten Staatsbürger_Innenrechten für



alle,  zum  Scheitern  verurteilt  ist.  Und  letztlich  keine  Politik  für  die
Arbeiter_Innenklasse  machen  kann  oder  will.

 

Was tun?
 

Nur eine Partei  mit  einem klaren und revolutionären Programm, die die
fortschrittlichen Teile der französischen Gesellschaft,  Gewerkschaften und
Parteien  sammelt,  kann  eine  Perspektive  für  die  französische
Arbeiter_Innenklasse bieten. Dabei muss bewusst auf die radikalen Teile der
CGT und weiteren linken französischen Gewerkschaften, auf die französische
kommunistische  Partei,  auf  die  verschiedenen  Gruppen  der  Vierten
Internationalen,  die  desillusionierten  Teile  der  französischen
Sozialdemokratie und auf die fortschrittlichen Teile der NPA zugegangen
werden. Es bedarf eines Bruchs mit der liberalen Politik der Bürokrat_Innen
aus Gewerkschaften, PS & Co und dem rechten Flügel der NPA. Denn diese
haben  schon  in  der  Vergangenheit  wie  bei  den  Kämpfen  gegen  die
Arbeitsmarktreformen  ihre  Basis  verraten.  Wir  müssen  den  offenen
Chauvinismus von Macron, aber auch von Melenchon, an den Pranger stellen
und selbst eine revolutionäre Perspektive aufzeigen. Denn die kommenden
Jahren  werden  von  Angriffen  auf  die  Rechte  und  Errungenschaften  der
Arbeiter_Innen aller Länder geprägt sein, sowie einem weiteren Erstarken
des  Rassismus.  Dabei  dürfen  wir  nicht  den  Fehler  begehen,  politische
Zugeständnisse an das bürgerliche Lager zu machen! Wir dürfen auch nicht
zulassen, dass die Front National es schafft die Situation für sich zu nutzen
und mehr und mehr die französische Arbeiter_Innenklasse zu vereinnahmen.
Deswegen bedarf es Streiks gegen die neoliberale Politik der EU, die Macron
vertritt.  Wir  müssen  die  Rücknahme  der  El-Khomri-Reformen  und  die
Beendigung  des  Notstandes  fordern.  Ebenfalls  bedarf  es  eines  aktiven
Kampfes gegen Rassismus, denn in den letzten Jahren hat sich der Rassismus
in  Frankreich verstärkt.  Speziell  der  antimuslimische Rassismus und das
harte Vorgehen gegen Geflüchtete darf nicht ignoriert werden, sondern muss
aktiv mit den Kämpfe gegen die Angriffe auf Arbeiter_Innen und Jugendliche



verbunden werden.

 

Wir  müssen  mit  der  Ideologie  der  Trennung  von  wirtschaftlichen  und
politischen Kämpfen brechen.  Konkret  heißt  das:  Der  Kampf  für  bessere
Arbeitsbedingungen ist  nicht nur reine Gewerkschaftssache,  während der
Kampf gegen beispielsweise Militarisierung nur von Parteien getragen wird.
Es bedarf einer Verbindung der beiden Elemente. Denn letztlich kann nur der
politische Generalstreik zusammen mit  massenhaften Mobilisierungen der
Klasse den Kapitalismus und damit auch seinen parlamentarischen Überbau
stürzen und gleichzeitig die Rätedemokratie als Alternative zur bürgerlichen
anbieten.  Um  das  zu  erreichen  reicht  es  aber  nicht  „einfach  nur“  die
fortschrittlichen Kräfte zu sammeln. Wir müssen unsere Kämpfe an die Orte
tragen an denen wir tagtäglich gezwungen werden uns aufzuhalten, also in
die Schulen, die Unis und Betriebe. Um das zu erleichtern, wären zentrale
Mobilisierungen,  die  folgende  Forderungen  aufgreifen  ein  Schritt  in  die
richtige Richtung:

 

Für  die  Rücknahme  des  El-Khomri  Gesetzes  und  für  einen
flächendeckenden Mindestlohn für Alle! Lasst die Reichen für ihre
Krise selber zahlen!
Schluss mit dem Notstandsgesetz, für sofortige Demonstrations- und
Bewegungsfreiheit! Kampf gegen den Terror heißt nicht Aufrüstung
& mehr  Sicherheit,  sondern  raus  mit  den  Truppen  aus  anderen
Ländern!
Kampf dem Rassismus, ob nun von Le Pen oder dem Staat! Für ein
Europa mit offenen Grenzen, Staatsbürger_Innenrechten für Alle und
gegen Burkaverbot & Abschiebungen!
Nein  zur  EU  der  Bonzen!  Schluss  mit  der  Politik  im  Interesse
Weniger,  für  ein  Europa,  dass  auf  die  Bedürfnisse  der  Mehrheit
achtet!



Jugendunterdrückung  weltweit:
Palästina
Unsere  Genossin  Clara  Sarraz  hält  sich  momentan  für  längere  Zeit  in
Palästina auf. Während ihres Aufenthaltes berichtet sie regelmäßige in dieser
Kolumne  von  den  aktuellen  Ereignissen  vor  Ort,  gibt  Analysen  und
Statements ab und führt spannende Gespräche mit interessanten politischen
Aktivist_Innen vor Ort.
Letztes Wochenende hat sie sich mit Genoss_Innen der palästinensischen
Jugendorganisation Independence Youth Union (IYU) getroffen. Im folgenden
Interview spricht  sie  mit  dem Aktivisten  Ahmed¹  über  die  Situation  von
Jugendlichen in Palästina.

REVO: Wie sieht der typische Alltag eines Palästinensischen Jugendlichen
aus?
Ahmed:  Unser  Alltag  ist  nicht  einfach.  Neben  der  Universität  oder  der
Schule müssen viele von uns arbeiten, um unsere Familie zu unterstützen
und  die  teueren  Studiengebühren  zu  bezahlen.  Da  es  besonders  unter
Jugendlichen sehr hohe Arbeitslosigkeit gibt, sind die Jobs, die wir machen
anstrengend  und  schlecht  bezahlt.  Der  Druck  auf  uns,  sehr  gute
Qual i f ikat ionen  zu  haben  is t  enorm.  Doch  se lbst  e in  guter
Universitätsabschluss  ist  keine  Garantie  für  eine  sichere  Zukunft.  Die
Situation auf dem Arbeitsmarkt ist sehr angespannt, und es fehlt an einer
Perspektive.

REVO: Welche Auswirkungen hat die Besatzung auf die palästinensischen
Jugendlichen?
Ahmed:  Die  Besatzung  spürt  man  in  fast  allen  Lebensbereichen.  Zum
Beispiel  durch  die  Einschränkung  der  Bewegungsfreiheit  durch  die
Checkpoints, oder dadurch, dass wir nur schwer Visa bekommen wenn wir
das Land verlassen wollen. Die Repression von politischer Arbeit und das
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allgemeine Klima der Angst wirken sich auch schlecht auf die Psyche von
palästinensischen Jugendlichen aus. Viele von den 6000 palästinensischen
Gefangenen  sind  Minderjährige.  Speziell  als  Jugendliche  sind  wir
wahrscheinlich von den ökonomischen Folgen der Besatzung am härtesten
getroffen. Arbeitslosigkeit und Perspektivlosigkeit sind besonders bei uns ein
großes Problem.

REVO:  Versucht  die  palästinensische  Regierung  die  Situation  der
Jugendlichen  zu  verbessern?
Ahmed: Die Palästinensische Autonomiebehörde spricht immer davon, dass
sie sich um die Probleme der Jugendlichen kümmert, aber wir sehen kaum
Verbesserungen  in  unserer  Situation.  Zwar  gibt  es  Ansätze  um  das
neoliberale Bildungssystem zu reformieren. Zum Beispiel gibt es die „Open al
Quds University“, eine Universität die nur geringe Studiengebühren erhebt.
Ein Abschluss von dieser Universität ist jedoch viel weniger wert, als ein
Abschluss von einer der teuren, privaten Universitäten, wie zum Beispiel Bir
Zeit in Ramallah. Die Palästinensische „Regierung“, sofern man sie als solche
bezeichnen  kann,  ist  sehr  korrupt  und  undemokratisch,  und  wir  als
Jugendliche können kaum direkten Einfluss auf die Politik der Regierung
ausüben.

REVO: Wie will die IYU diese Verhältnisse verändern?
Ahmed:  Zu  unseren  wichtigsten  Anliegen  gehört  gute  und  kostenlose
Bildung.  Um Jugendliche zu  unterstützen bieten wir  in  unseren Räumen
kostenlosen  Nachhilfeunterricht  und  Beratungen  an.  Wir  sehen  uns  als
Graswurzelbewegung und als Teil dieser Gesellschaft. Als linke Organisation
führen wir definitiv auch einen Imagekampf. Die Linke hat in den letzten
Jahrzehnten extrem an Beliebtheit und an Glaubwürdigkeit verloren, und wir
wollen linke Ideen wieder relevant machen. Als FIDA [Die Palästinensische
Demokratische  Union  wird  auf  Arabisch  FIDA  genannt  und  ist  eine
Abspaltung  der  DFLP.  Die  IYU versteht  sich  als  Jugendorganisation  von
FIDA., Anm. d. Verfassenden] sind wir Teil der PLO und nehmen auch an
Wahlen teil. Die Forderungen in unserem Wahlkampf sind soziale Reformen,
Demokratisierung und die Trennung von Religion und Politik. Natürlich sind
wir für Religionsfreiheit, aber die zunehmende Vermischung von Islam und



Politik sehen wir als ein großes Problem.

REVO:  Was  können  die  Jugendlichen  selbst  machen,  um  Rechte  zu
verteidigen?
Ahmed: Als IYU glauben wir, dass Empowerment eine wichtige Rolle spielt.
Wir führen Workshops durch für Frauen, Schulkinder oder Student_Innen.
Außerdem machen wir viele Freiwilligenprojekte in unseren Communities.
Wir versuchen natürlich so viele Jugendliche wie möglich dazu zu motivieren,
selbst  politisch  aktiv  zu  werden.  Die  politische  Frustration  ist  in  der
gesamten palästinensischen Bevölkerung groß, aber bei jungen Menschen
besonders.  Trotzdem  ist  es  sehr  wichtig,  dass  fortschrittliche
Jugendorganisationen  wachsen  und  wir  wieder  Relevanz  in  der
palästinensischen  Bevölkerung  bekommen.

REVO: Was erwartet ihr von der Internationalen Linken? Besonders von der
Deutschen Linken, deren Regierung einer der wichtigsten Handelspartner
und Waffenlieferanten Israels ist?
Ahmed: Internationale Solidarität bedeutet uns viel. Am wichtigsten ist es
natürlich, dass ihr den Kampf in euren Ländern führt, aber wir freuen uns
über jede Art von Unterstützung. Wir wollen dass unsere Stimme gehört
wird,  und  dass  die  europäischen  Regierungen  damit  aufhören,  die
Menschenrechtsvergehen  Israel’s  zu  tolerieren.

¹Name redaktionell geändert.

Massenhafter  Hungerstreik  in
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israelischen Gefängnissen
Kolumne einer Genossin, die sich momentan in Palästina befindet

Seit sieben Tagen befinden sich mehr als 1000 palästinensische Gefangene
im Hungerstreik.  Sie  fordern  humanere  Haftbedingungen  in  israelischen
Gefängnissen.

Etwa  6000  Palästinenser_Innen,  unter  ihnen  viele  Minderjährige,  sind
momentan in Israel inhaftiert. Palästinenser_Innen in der Westbank werden
nicht nach zivilem Recht, sondern nach israelischem Militärrecht geahndet.
Das heißt, dass die Angeklagten trotz mangelhafter oder nicht-existierender
Beweise zu extrem hohen Geld- und Freiheitsstrafen verurteilt werden. Die
Verurteilungsquote an israelischen Militärgerichten beträgt fast 100%.

Zusätzlich zu den tatsächlichen Verurteilten, befinden sich in israelischen
Gefängnissen  mehrere  Hundert  Palästinenser_Innen  in  sogenannter
„Administrativhaft“. Bei dieser (illegalen) Form der Inhaftierung bedarf es
keines  Urteils  oder  Prozesses.  Stattdessen  werden  die  Betroffenen  für
mehrere Monate eingesperrt,  oft ohne dass ihnen selbst der Grund ihrer
Inhaftierung mitgeteilt wird. Nach sechs Monaten kann die Administrativhaft
erneuert  werden,  sodass  einige  Palästinenser_Innen  Jahre  hinter  Gittern
verbringen, ohne dazu verurteilt worden zu sein.

Für Palästinenser_Innen in der Westbank gibt es faktisch kein Rechtssystem.
Betreibt  eine  Palästinenserin  offene  politische  Aktivität  wird  sie
wahrscheinlich  festgenommen,  gefoltert  oder  unter  unerträglichen
Bedingungen  verhört  und  anschließend  zu  einer  hohen  Freiheitsstrafe
verurteilt, oft zusätzlich zu einer Geldstrafe, die die Existenz ihrer Familie
gefährdet.

Bei dem aktuellen Hungerstreik geht es vor Allem darum, die Bedingungen in
der  Haft  erträglicher  zu  machen.  Zu  den  Forderungen  gehören  unter
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Anderem,  dass  die  Gefangenen  zwei  mal  im  Monat  Besuch  bekommen
dürfen,  Zugang  zu  medizinischer  Versorgung  bekommen  und  dass  die
Gefängnisse mit Klimaanlagen ausgestattet werden. Alle Forderung stehen
hier: The Demands of 1600 Palestinian Political Prisoners on Hunger Strike

Der israelische Staat hat bis jetzt mit harten Repressionsmaßnamen auf den
Hungerstreik reagiert. Dutzende Gefangene wurden in Einzelhaft gesteckt,
persönliche  und  religiöse  Gegenstände  wurden  den  Streikenden
weggenommen  und  Kontakt  zu  Verwandten  verboten.  Der  israelische
Verteidigungsminister  Avigdor Lieberman hat  angekündigt,  auf  keine der
Forderungen der Streikenden einzugehen.

Aufgrund der Kriege gegen Gaza und der Siedlungs- Vertreibungspolitik in
der  Westbank  ist  die  Situation  der  palästinensischen  Gefangenen  immer
mehr  in  den  Hintergrund  gerückt.  Der  Massenhungerstreik  setzt  diesen
Punkt wieder auf die Tagesordnung.

Der Streik wurde vom seit  langem inhaftierten und sehr beliebten Fatah
Politiker Marwan Barghouti initiiert und war anfangs ein Streik der Fatah-
Partei. Mittlerweile haben sich aber Gefangene aus dem ganzen politischen
Spektrum dem Hungerstreik angeschlossen.
Überall  in  der  Westbank  wurden  von  der  Fatah  Zelte  aufgestellt  und
Solidaritätskundgebungen  abgehalten.  Auch  international  fanden  etliche
Solidaritätsaktionen statt. Auch wir beteiligten uns in der vergangen Woche
an vielen Soli-Aktionen in Deutschland und traten dort für die Freilassung
aller politischen Gefangenen ein. Im Gegensatz zur konservativ-neoliberalen
Fatah impliziert diese Forderung für uns jedoch auch die Gefangenen der
Palästinensischen  Autonomiebehörde.  Im  Zuge  der  sogenannten
„Sicherheitskooperation“ mit dem israelischen Staat sichert sich der Apparat
aus Fatah-Bürokrat_innen nämlich den Zustrom von Geldern aus den USA
und  der  EU  indem er  politischen  Aktivitäten,  die  sich  gegen  das  Oslo-
Abkommen und die Besatzung richten, mit harter Repression begegnet. Vor
ca.  einem  Monat  wurde  so  der  palästinensische  Aktivist  Basil  al-Araj
ermordet. Dieser hatte übrigens zuvor ebenfalls mit Hungerstreiks gegen die
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Haftbedingungen  in  palästinensischen  Gefängnissen  protestiert.  So
unterstützenswert die Initiative der Fatah auch ist, bleibt ihre Solidarität mit
den Gefangenen verlogen.

In  israelischen  Gefängnissen  wurde  das  letzte  mal  2014  ein  kollektiver
Hungerstreik durchgeführt. Damals war die Hauptforderung das Ende der
Administrativhaft gewesen. Der Streik wurde ohne wirkliche Eingeständnisse
der israelischen Regierung beendet.

Auch  dieses  Mal  ist  es  zweifelhaft,  ob  das  israelische  Militär  zu
Kompromissen  berei t  se in  wird.  Der  Hungerstre ik  und  die
Solidaritätsbewegung  herum  gewinnen  trotzdem  an  Fahrt.  Die  meisten
Forderungen der Streikenden sind außerdem so selbstverständlich, dass es
für den israelischen Militärapparat schwer ist mit Sicherheitsbedenken zu
argumentieren.

Für großes Aufsehen sorgte in Israel unter Anderem, dass die New York
Times  eine  Erklärung von  Marwan Barghouti  (Palestinian  Hunger  Strike
Prisoners Call for Justice) zum Hungerstreik veröffentlichte.

Frankreich:  Arbeiter_Innen  und
Jugendliche in der Wahlfalle
VON FRIEDA ALLESSANDROVA
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El-Khomri – Klassenkampf 2016
 

Vor  einem Jahr erfasste  eine Protestwelle  Frankreich.  Am 14.  Juni  2016
marschierten mehr als eine Million Menschen aus Protest gegen den Versuch
der  PS-Regierung,  das  bisherige  Arbeitsgesetz  zu  kippen.  Mit  dem
sogenannten  El-Khomri-Gesetz  sollten  Errungenschaften  der
Arbeiter_Innenbewegung,  wie  die  35-Stunden-Woche,  ein  kollektives
Verhandlungsrecht  und  die  Überstundenbegrenzung,  abgeschafft  werden.
Unter dem Vorwand, die Beschäftigung zu erhöhen, sollten Arbeiter_Innen
leichter  entlassen  werden  und  durch  Zeitarbeiter_Innen  und  prekäre
Lohnabhängige  ersetzt  werden  können.  Das  Ziel  war  die  Stärkung  des
französischen Imperialismus auf europäischer und internationaler Ebene. Der
französische Imperialismus befindet sich seit einigen Jahren in der Krise.
Große Hotelketten werden beispielsweise von China aufgekauft. El-Khomri
ist als ein französisches Äquivalent zur Agenda 2010 zu verstehen, was dazu
gedacht ist, die Auswirkungen der Krise abzufedern. Die Agenda 2010 ist ein
erheblicher Faktor, durch den Deutschland die Krisen halbwegs unbeschadet
überdauern konnte. Derartige Verschärfungen des Klassenkampfes von oben
könnten  dem  französischen  Imperialismus  aus  der  Krise  heraushelfen.
Leittragende  sind  dabei  wie  immer  die  Mehrzahl  der  Arbeiter_Innen  in
Frankreich und den Halbkolonien Frankreichs.
Die Protestaktionen waren zahlreich und ausdrucksstark. Durch die Streiks
der  Eisenbahner_Innen  und  bei  der  Mül labfuhr  konnte  die
Empfangszeremonie für den Europokal verhindert werden, weil der Bahnhof
von  protestierenden  Arbeiter_Innen  besetzt  war.  Desweiteren  fanden
Besetzungen von Raffinerien und das Herunterfahren von Atomreaktoren
statt. Wir von REVOLUTION haben auch damals unsere Solidarität mit den
Protestierenden  ausgedrückt  (  solidaritaet-mit-den-franzoesischen-
jugendlichen-und-arbeiter_innen)
Doch es war schon früh klar, dass es keine zufriedenstellenden Kompromisse
geben würde. Der französische Staat reagierte mit brutaler Härte auf die
Proteste.  Über  1000  Streikende  und  Aktivist_Innen  der  „Nuit  debout“-
Bewegung wurden festgenommen. Dennoch ist es der Arbeiter_Innenklasse
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innerhalb weniger Monate gelungen, die Kräfteverhältnisse umzukehren und
ihre Macht gegenüber der herrschenden Klasse zu erproben.
Das El-Khomri-Gesetz ist am 09.08.2016 in Kraft getreten. Schuld daran war
der  Verrat  der  Gewerkschaften  an  der  Bewegung,  indem sie  sie  haben
auflaufen lassen. Durch die Notstandsgesetze, die durch die EM 2016 unter
Teppich gekehrt wurden, aber seit dem Anschlag auf Charlie Hebdo in Kraft
waren, war es dem Staat ein Leichtes, die Protestbewegung zu unterdrücken
und die Gewerkschaftsführungen agierten in vorauseilendem Gehorsam.

 

Polizeigewalt im Februar 2017
 

Erneut wurde Frankreich von Protesten erschüttert. Diesmal ging es um die
rassistische Polizeigewalt,  unter der viele Jugendliche alltäglich zu leiden
haben. Der konkrete Auslöser war die Vergewaltigung des schwarzen, 22-
jährigen Theo durch Polizeibeamte in dem Pariser Vorort Aulnay-sous-Bois
am 11. Februar 2017. Die Empörung darüber kannte keine Grenzen und
bereits am Tag nach dem Übergriff  fanden sich 2000 Menschen ein, um
gegen die rassistische Gewalt im Staatsdienst zu protestieren.
Für  viele  Jugendliche,  die  sich  an  diesen  Protesten  beteiligten,  war  der
konkrete Vorfall keine Neuheit. Der Tatort sei ein berüchtigter toter Winkel
der staatlichen Überwachung, in den Polizist_Innen regelmäßig Jugendliche
verschleppten,  um sie  dort  zu verprügeln.  Auch die  sexuelle  Gewalt  der
Staatsbeamten kam schon häufiger vor.  Die Täter können nach Belieben
walten, denn die Jugendlichen scheuen sich vor einer Anzeige aus Angst,
danach  noch  schwerer  Arbeit  zu  finden.  Von  dem  nicht  vorhandenen
Vertrauen in den Staatsapparat ganz zu schweigen.
Die Proteste erinnerten an 2005, als zwei Jugendliche von der Polizei in den
Tod gehetzt wurden, was auch damals für Ausschreitungen gesorgt hat. Ein
beliebter Slogan verweist auf die Verbindung zwischen diesen Fällen von
Polizeigewalt, und dass das Schicksal von Theo deutlich mache, warum die
Jugendlichen damals weggerannt sind. Die Reaktion der Politik 2005 war die
Verhängung  des  Ausnahmezustands.  Heute  kann  die  Regierung  dieses



Verhalten nicht wiederholen, da der Ausnahmezustand sowieso schon seit
einem Jahr besteht. Es wurde also „um Ruhe“ geworben. Präsident Hollande
soll  persönlich  im  Krankenhaus  erschienen  sein,  um  Theo  um  einen
entsprechenden  Aufruf  an  die  Protestierenden  zu  erpressen.
Das Verhalten vonseiten der Bullen macht allerdings alle Versuche, um Ruhe
zu werben, zunichte. Das gewaltsame Einführen eines Schlagstocks in den
Anus  sei  nicht  etwa  eine  Vergewaltigung,  sondern  ein  Unfall  und  die
rassistischen Beleidigungen seien in diesem Fall angebracht gewesen, traute
sich der Überwachungsbeauftragte zu verkünden.
In den Augen der Bürgerlichen seien die Proteste auch friedlich angelaufen,
wurden  jedoch  „nach  Angaben  der  Polizei“  von  mehreren  Hunderten
gewaltbereiten Personen gestört. Es wurden Menschen und Fahrzeuge mit
Geschossen beworfen, Mülleimer und Autos angezündet. Die Polizei reagierte
darauf mit Tränengas, noch mehr Kontrollen, Verhaftungen und sogar das
Abfeuern scharfer Munition. Diese Darstellung zeigt wieder das Verhältnis
der bürgerlichen Klasse zu Widerstandsbewegungen. Die Herabwertung der
Protestierenden als „gewaltbereite Chaoten“ ist ein Versuch, das legitime
Anliegen der Proteste in den Dreck zu ziehen.
Die Proteste könnten ein neuer Antrieb für eine antirassistische Bewegung
sein. Knapp zwei Wochen nach dem Vorfall haben sie auch Paris und andere
Städte  erreicht.  Auch  dort  kam  es  zu  Ausschreitungen,  brennenden
Mülltonnen, Festnahmen. Einen Monat später, Anfang März 2017, gingen
immernoch Schüler_Innen gegen die Willkür der Polizei auf die Straße. Die
Lehrer_Innengewerkschaft kritisierte, dass ein Klima der Gewalt herrsche.
Es kam zu Ausschreitungen an Schulen, eine Lehrerin wurde leicht verletzt
und eine Supermarktlieferung geplündert.

 

Wessen Gewalt?
 

Nun stellt sich wie immer die Frage nach der Gewalt und die Legitimierung
derselben.  Die richtige Frage ist  aber die,  wer denn die  Gewalt  ausübt.
Gewalt  kann  nicht  pauschal  verurteilt  werden,  wenn  sie  von  wütenden



Jugendlichen ausgeübt wird, wenn man im selben Atemzug die Gewalt des
Staates unterstützt, der seine Macht willkürlich an Schwächeren auslebt. Die
Frage ist viel eher, wie die Gegenproteste vergrößert und Gewerkschaften
gewonnen  werden  können,  um  Schutzeinheiten  der  antirassistischen
Bewegung und der Arbeiter_Innenorganisation aufzustellen. Es geht um die
Unterscheidung  zwischen  Gewalt  zur  Erhaltung  der  Macht  der
Unterdrücker_Innen  oder  zur  Befreiung  von  Unterdrückung.
Die Gewalt der Jugendlichen ist nicht zu verurteilen. Sie ist ein Ausdruck von
Frustration, Machtlosigkeit aber auch Perspektivlosigkeit. Es braucht eine
entschlossene  Gegenwehr.  Diese  Gegenwehr  sollte  sich  aber  aus  einer
Bewegung generieren, die die eigenen Kräfte aus der Mobilisierung im Sinne
der  sozialen  Interessen  der  Arbeiter_Innen,  Jugendlichen  und  deren
Verbündeten zieht. Außerdem muss sich diese Gegenwehr auch nicht nur in
einer  militanten  Organisierung  sondern  auch  in  einer  Programmatik
widerspiegeln, die in der Theorie erarbeitet und in der Praxis erprobt wird.

 

Perspektive: Präsident_Innenschaft
 

Die  landesweiten  Proteste  sind  längst  zum  Wahlkampfthema  für  die
etablierten Parteien geworden. Doch welche Perspektive bieten die Wahlen,
die vom 23. April (erster Wahlgang) bis zum 7. Mai (Stichwahl) stattfinden
werden, den protestierenden Jugendlichen?
Spoiler: nicht viel. Fast alle versprechen mehr Polizei. Die Rechte fordert
mehr  Härte  in  „rechtlosen  Zonen“  und  der  Front  National  redet  von
„Nulltoleranz“. Doch wir werden hier zunächst auf die aussichtsreichsten
Kandidat_Innen für das Präsident_Innenamt eingehen, und dann nochmal auf
die Kandidaten links von der Mitte.
François  Fillo,  Vertreter  der  Republikanischen  Partei,  gehört  in  die
bürgerlich-etablierte rechte Ecke. Programmatisch ist Fillon ein Garant für
den  Klassenkampf  von  oben:  Stellenabbau  bei  staatlichen  Angestellten,
Rückkehr zur 39-Stunden-Woche, Heraufsetzung des Rentenalters auf 65 und
der Mehrwertsteuer sowie weiteren Deregulierungen des Arbeitsrechts.



Marine Le Pen vom rechtspopulistischen, nationalistischen und rassistischen
Front National, gibt sich als „Anwältin der Arbeiter_Innen“, die sich von der
PS-Regierung  im  Stich  gelassen  fühlen,  vor  allem  in  verarmten
Industrieregionen im Norden. Sie weiden sich weiterhin an der alten Mär,
dass Sozialist_Innen und Migrant_Innen Schuld sein am Abstieg und der
Arbeitslosigkeit der „einheimischen Arbeiter_Innen“. Der FN erhält wertvolle
Unterstützung von den staatstragenden Organen. Er kann sich etwa 50 % der
Wähler_Innenstimmen der Polizei und Armeeangehörigen sicher sein, wurde
bereits  vom Unternehmer_Innenverband  empfangen,  um politische  Ideen
vorzutragen,  und  bekommt  durch  die  Unterstützung  bekannter
Intellektueller  einen  seriösen  Anstrich.
Emmanuel Macron, Kandidat der neugegründeten Partei „En Marche“ (Im
Gange),  war  schon  früher  bekannt  als  „Genosse  der  Bosse“.  Er  hat
ausgezeichnete  Verbindungen  in  den  Finanzsektor,  ist  seit  2008  als
Investmentbanker tätig und scheint für viele das „kleinere Übel“ angesichts
der Schwäche der Linken. Er verspricht die Schaffung von Arbeitsplätzen,
insbesondere  in  den  Brennpunktkiezen  der  Jugendarbeitslosigkeit,  hat
allerdings  am
El-Khomri-Gesetz zur Deregulierung des Arbeitsschutzes (s.o.) mitgewirkt.
Doch  von  links  gibt  es  auch  keine  echte  Alternative.  Der  Zögling  des
amtierenden  Präsidenten  Hollande,  Benoît  Hamon,  vertritt  zwar  ein
Grundeinkommen, dieses läge aber kaum über der jetzigen Sozialhilfe und
reicht  somit  auch  nicht  zum  Leben.  Was  daraus  folgt,  wäre  eine
Lohnsubvention  für  Billigjobs  zugunsten  des  Kapitals.
Jean-Luc  Mélenchon,  Parti  de  Gauche  (Linkspartei),  vertritt
linkreformistische  Positionen,  allerdings  mit  einem  krassen  Hang  zum
Linksnationalismus.  Statt  Bezug zu nehmen auf  die  Arbeiter_Innenklasse,
bezieht er sich auf Volk und Nation.
Als vielleicht noch interessantesten Kandidat gäbe es Phillippe Poutou (Neue
Antikapitalistische Partei). Der bezieht sich auf die jüngsten Klassenkämpfe,
vor allem das El-Khomri-Gesetz, allerdings benennt er nicht den Verrat der
Gewerkschaften  und  reformistischen  Politiker_Innen.  Außerdem  stellt  er
nicht  die  Frage  nach  Selbstverteidigungseinheiten  oder  die  Macht-  und
Regierungsfrage und hat somit den protestierenden Jugendlichen auch nicht
viel zu bieten.



 

Perspektive der Proteste
 

Die Jugendlichen, die zur Zeit auf der Straße sind, haben nicht nur keine
Vertreter_Innen ihrer Interessen innerhalb der bürgerlich-parlamentarischen
Politik, sie dürfen auch zum großen Teil einfach nicht wählen. Was ist also
die Perspektive innerhalb der Proteste?
Mittlerweile  haben  sich  auch  bürgerliche  Organisationen  den  Protesten
angeschlossen.  SOS  Racisme  zum  Beispiel  ist  eine  zivilgesellschaftliche
Organisation,  die,  laut  Selbstbeschreibung,  seit  1984  „Gleichheit  und
Brüderlichkeit in Frankreich“ fördern will. Dies gibt den Protesten gleichsam
ein zivilgesellschaftlicheres Image, dient jedoch höchstens als Feigenblatt für
die regierende „Sozialistische“ Partei, die ihrer repressiven, islamophoben
Politik einen antifaschistischen Anstrich geben will.
Doch  die  teilweise  erschreckend brutale  Unterdrückung der  Streiks  und
Proteste des letzten Jahres zeigte einer ganzen Generation von Aktivist_Innen
in Frankreich das wahre Gesicht der Polizei und was man von ihr zu erwarten
hat. Währenddessen stimmt das Parlament über neue Gesetze ab, die der
Polizei größere Befugnisse zum Schießen auf Menschen einräumt.
Wir fordern eine Verbindung der Arbeiter_Innenbewegung von 2016 mit den
Protesten der Jugendlichen 2017, insbesondere der Jugend in den Banlieues.
Es  ist  offensichtlich  kampfstarkes  Potenzial  vorhanden.  Anliegen  der
Arbeiter_Innen müssen mit sozialen Fragen nach Wohnraum, Schule, soziale
Ungerechtigkeit und Flucht und Vertreibung verbunden werden. Es braucht
die  Organisierung  der  Proteste  an  Schulen  durch  die  Bildung  von
Streikkomitees  und  einer  landesweiten  Vernetzung  untereinander  durch
Schüler_Innenvollversammlungen.
Dann können die Proteste an den Schulen mit Aktionen in den Betrieben
verbunden  werden  und  zum  landesweiten,  unbefristeten  Generalstreik
aufgerufen werden. Es muss eine Bewegung entstehen, die nicht vor hat, die
eigenen Probleme auf Geflüchtete, Migrant_Innen, Schwarze, Frauen usw.
abzuwälzen, sondern gemeinsam für eine radikale Änderung der Verhältnisse



auf die Straße zu gehen. Insbesondere in Frankreich sieht sich die radikale
Linke  nicht  in  der  Verantwortung,  Arbeitskämpfe  zu  führen,  sondern
überlässt  das  den Gewerkschaften.  Wir  fordern auch die  Aufhebung des
Ausnahmezustands! Protest muss wieder möglich gemacht werden.
Die  Bewegungen der  Arbeiter_Innen und der  Schüler_Innen müssen sich
auch mit der Frage des Rassismus auseinandersetzen! Insbesondere nach
dem Anschlag auf Charlie Hebdo hat sich die Situation von Muslim_Innen in
Frankreich  enorm  verschlechtert.  Man  muss  auf  die  kämpfenden
Jugendlichen in den Banlieues zugehen, um die Kämpfe zu verbinden. Es
müssen  Selbstverteidigungsstrukturen  von  Arbeiter_Innen,  Schüler_Innen,
Geflüchteten und deren Verbündeten gebildet werden, die es ermöglichen,
die  Forderungen  auf  die  Straße  zu  tragen  und  somit  die  tägliche
Erniedrigung  und  Misshandlung  sichtbar  zu  machen  und  zu  stoppen.
Die Bewegung darf sich nicht entmündigen lassen, indem von „friedlichen
Protesten“ gesprochen wird,  die von Chaoten gestört  werden. Man muss
Forderungen  aufstellen  und  für  diese  einstehen  –  massenhaft,  militant,
organisiert!

 

69 Jahre Deir Yassin Massaker
VON CLARA SARRAZ

 

Heute vor 69 Jahren, am 9. April 1948, begingen zionistische Milizen im Dorf
Deir Yassin ein Massaker an hunderten Palästinenser_innen. Das Massaker
ist als einer der traurigsten und blutigsten Tage in die Geschichte Palästinas
eingegangen. Aber wie kam es dazu?

https://onesolutionrevolution.de/69-jahre-deir-yassin-massaker/


 

In  der  Mitte  des  Jahres  1948,  am  14.  Mai,  gründete  sich  offiziell  der
israelische Staat.  Noch in der Gründungsnacht erklärten daraufhin sechs
arabische Staaten Israel den Krieg. In der israelischen Rhetorik folgte darauf
der  „israelische  Unabhängigkeitskrieg“,  die  „heldenhafte“  Verteidigung
gegen den Überfall der arabischen Staaten – so lernt es zumindest jede_r, die
oder die in Israel zur Schule geht, so argumentieren Antideutsche und pro-
israelische Konservative. Im Palästinensischen Gedächtnis ist das Jahr 1948
das Jahr der Nakba, was auf Arabisch Katastrophe bedeutet. Innerhalb eines
Jahres  wurden  etwa  750.000  Palästinenser_innen  aus  ihrer  Heimat
entwurzelt  und  in  die  Flucht  getrieben.  Sie  flüchteten  vor  allem in  die
Nachbarländer  Jordanien,  Syrien  und  Libanon  oder  in  andere  Teile
Palästinas.

 

Die Nakba bezeichnet dabei das ganze Jahr 1948, ebenso wie Teile der Jahre
1947 und 1949, eben die ursprüngliche Vertreibung der Palästinenser_innen
aus  ihrer  Heimat.  Darauf  zu  bestehen  ist  wichtig.  In  der  zionistischen
Argumentation wird die Nakba nämlich als Flucht in den Wirren des Krieges,
der  von  den  Araber_innen  selbst  angefangen  wurde,  beschrieben.  Viele
Palästinenser_innen hätten aus eigener Intention oder auf Befehl von ihren
Anführer_innen  ihre  Dörfer  verlassen.  Auf  Wikipedia  heißt  es:  „Die
Geburtsstunde  Israels  (der  14.  Mai  1948)  gilt  für  die  Palästinenser  als
Katastrophe  (Nakba)“  Tatsächlich  war  die  Nakba  aber  eine  geplante,
systematische  ethnische  Säuberung  Palästinas,  die  nach  der  UN
Teilungsresolution im November 1947 begann und ihren Höhepunkt in den
Monaten  vor  der  Staatsgründung  Israels  hatte.  (Ausführlichere
Informationen zu der Nakba und den israelischen Diskurs findet man zum
Beispiel bei den sogenannten „Neuen Historikern“ wie Benny Morris oder
Ilan Pappé oder bei NGOs wie Zochrot.)

 

Die  Motive  für  die  ethnische  Säuberung  Palästinas  sind  dabei  relativ



offensichtlich.  Vor der israelischen Staatsgründung waren Jüd_innen eine
Minderheit. Trotz starker jüdischer Immigration nach dem Zweiten Weltkrieg
lebten im historischen Palästina etwa doppelt so viele Palästinenser_innen
wie Jüd_innen. Das erklärte Ziel des Zionismus ist es jedoch einen jüdischen
Staat mit einer jüdischen Bevölkerungsmehrheit zu errichten. Dafür mussten
die demographischen Verhältnisse verändert werden. Zionist und Chef des
Jewish National Fund, Joseph Weitz schrieb dazu schon 1940: „Die einzige
Lösung  ist  das  Land  Israel…  ohne  Araber.  Es  gibt  keinen  Platz  für
Kompromisse… Es gibt keinen anderen Weg als die Araber von hier in die
Nachbarländer  zu  bringen,  sie  alle  weg zu  bringen,  außer  vielleicht  ein
paar.“  Außerdem  sprach  der  von  den  Vereinten  Nationen  vorgelegte
Teilungsplan dem jüdischen Staat „nur“ 56% des Mandatsgebiets Palästinas
zu – was angesichts der Tatsache, Jüd_innen auch zur Zeit des Teilungsplans
eine  Minderheit  darstellten,  ziemlich  viel  ist.  Ziel  des  Zionismus war  es
jedoch das ganze Mandatsgebiet Palästina zu Israel zu machen. Die Periode
zwischen dem Teilungsplan und der israelischen Staatsgründung diente also
auch dazu, so viel Land wie möglich unter die Kontrolle der zionistischen
paramilitärischen  Gruppen  zu  bringen,  und  die  Vereinten  Nationen  vor
vollendete Tatsachen zu stellen. Schon ein halbes Jahr vor der israelischen
Staatsgründung begann die ethnische Säuberung Palästinas. Dem Massaker
von Deir Yassin kommt dabei eine besondere Rolle zu.

 

Verschiedene paramilitärische zionistische Gruppen, hatten sich unter der
britischen Mandatsmacht in Palästina formiert, darunter die Lechi und Irgun
Milizen, die am 9. April das Massaker von Deir Yassin verübten. Deir Yassin
befand sich einige Kilometer westlich von Jerusalem. Früh morgens stürmten
etwa 120 Mitglieder der beiden zionistischen Milizen Deir Yassin. Sie warfen
Handgranaten und erschossen viele der Einwohner_innen. Die meisten der
etwa 250 Opfer vom Massaker von Deir Yassin waren Kinder und über 60-
Jährige.  Die  Gefangenen,  die  nicht  in  den ersten  paar  Stunden starben,
mussten gefesselt  durch die Altstadt von Jerusalem marschieren.  Danach
wurden viele der Überlebenden zu nahe gelegenen Gruben und Steinbrüchen
gebracht  und  dort  erschossen.  Dennoch  wurden  in  Deir  Yassin  nur  ein



Bruchteil  der  13.000  während  der  Nakba  getöteten  Palästinenser_innen
ermordet.

 

Deir Yassin war auch bei weitem nicht das einzige Massaker, das während
der Nakba an den Palästinenser*innen verübt wurde, doch die Grausamkeit
des  Massakers  war  außergewöhnlich  und  wirkte  weit  über  Deir  Yassin
hinaus.  Die  Nachrichten  aus  Deir  Yassin  verbreiteten  sich  schnell  und
verängstigten  verbliebene  Palästinenser_innen  sehr,  sodass  es  den
zionistischen  Milizen  leichter  viel,  sie  von  ihrem  Land  zu  vertreiben.
Menachem  Beg in ,  spä ter  Min i s te rpräs iden t  I s rae l s  und
Friedensnobelpreisträger (!) sagte im Nachhinein: „Das Massaker von Deir
Yassin hatte nicht nur seine Berechtigung – ohne den Sieg von Deir Yassin
hätte  es  auch niemals  einen Staat  Israel  gegeben.“  Die  psychologischen
Auswirkungen  von  dem Massaker  waren  also  ausschlaggebender  als  die
Auslöschung  des  kleinen  Dorfes  –  ein  Schicksal  das  noch  170  weiteren
palästinensischen Dörfern vor der israelischen Staatsgründung widerfuhr.
Deir Yassin wurde schnell zu einem traurigen Symbol, dem heute von vielen
Palästinenser_innen gedacht  wird.  Eine israelische Organisation,  Zochrot,
wird außerdem eine Führung durch das ehemalige Deir Yassin veranstalten.
Wo  früher  Deir  Yassin  war,  ist  heute  Givat  Shaul,  ein  Stadtteil  von
Westjerusalem,  zu  dem  die  meisten  Palästinenser_innen  keinen  Zutritt
haben. Fast alle Gebäude von Deir Yassin wurden zerstört, in der ehemaligen
Schule des Dorfes befindet sich jetzt eine israelische Psychiatrie.

 

Deir Yassin wird in Palästina heute vor allem als ein Katalysator der Nakba
verstanden,  die  sich  bis  heute  fortsetzt.  Etwa  die  Hälfte  der
Palästinenser_innen, circa sechs Millionen, lebt heute in der Diaspora – mehr
als  50%  der  gesamten  Palästinenser_innen  sind  Geflüchtete  oder
Binnenvertriebene.
Die Frage der palästinensischen Geflüchteten und ihrem Recht auf Rückkehr
ist  das  Kernproblem  des  Nahostkonfliktes  und  wird  von  den  meisten
Palästinenser_innen als die wichtigste Forderung für eine Lösung formuliert



– nicht Al Aqsa (Jerusalem als Hauptstadt eines palästinensischen Staates).
Nicht nur die israelische Regierung und andere westliche Staaten sprechen
den  palästinensischen  Geflüchteten  ihr  Recht  auf  Rückkehr  und  ihren
Flüchtlingsstatus ab. Auch die Fatah-Regierung in der Westbank steht mit
ihrer Politik faktisch im Widerspruch zu den Rechten der palästinensischen
Geflüchteten.  Statt  für  einen  demokratischen  Staat  einzustehen,  in  dem
Jede_r leben darf, inklusive der palästinensischen Geflüchteten, akzeptiert
die  palästinensische  Führung  die  Grenzen  Israels  entlang  der
Waffenstillstandslinie  nach  dem  6-Tage-Krieg  1967.  Im  Territorium  der
vollkommen von israelischen Siedlungen durchlöcherten Westbank gibt die
Palästinensische  Autonomiebehörde  vor,  vor-staatliche  Strukturen
aufzubauen,  die  ein  erster  Schritt  hin  zu  einem  unabhängigen
Palästinensischen  Staat  sein  sollen.

 

Die  Regierung  aus  Bürokrat_innen  und  Kapitalist_innen  weiß  dabei
vermutlich  ganz  genau,  dass  ein  solcher  Ministaat  niemals  ökonomisch
existenzfähig  und  in  der  Lage  wäre,  die  palästinensischen  Geflüchteten
aufzunehmen.  Sie  vertreten  dabei  einzig  und  allein  die  Interessen  des
palästinensischen Kapitals, zu Gunsten ihrer Profite und den Einkommen aus
EU- und US-Entwicklungshilfe, deren Zufluss an diese Politik gekoppelt ist.
Auch die Hamas, die öffentlich für das Rückkehrrecht eintritt, könnte mit der
Veröffentlichung ihrer neuen Charta eventuell diesen Kurs einschlagen und
damit letztlich auch nur den Interessen der klerikal-bürokratischen Kaste
gerecht werden, die die Führung dieser islamischen Bewegung darstellt. Es
wird  immer  offensichtlicher  wie  die  palästinensische  Führung  die
palästinensischen  Flüchtlinge  benutzt,  um  von  ihrer  korrupten  Politik
abzulenken. Um so wichtiger ist es die wirklichen Rechte und Wünsche der
palästinensischen Geflüchteten, die seit 1948 bis heute vertrieben werden, zu
betonen.

 

Für ein Recht auf Rückkehr für alle palästinensischen Flüchtlinge! Für ein
sozialistisches, demokratisches Palästina!



 

Bericht:  Demonstration  in
Palästina  gegen  die
"Sicherheitskooperation"
In  Ramallah,  der  inoffiziellen  Hauptstadt  der  palästinensischen
Autonomiegebiete, fand gestern Nachmittag eine Demonstration von ca. 400
Menschen  gegen  die  sogenannte  „Sicherheitskooperation“  zwischen  der
Palästinensischen Autonomiebehörde (PA) und dem israelischen Staat statt.
Der lautstarke Demonstrationszug zog einmal durch die größten Straßen der
Innenstadt von Ramallah und bekam durch die Präsenz von einigen Dutzend
bewaffneten  palästinensischen  Sicherheitskräften  zu  verstehen,  dass  ein
Vordringen ins Regierungsviertel nicht erwünscht sei. Auffallend war zudem
die hohe Beteiligung junger Frauen als auch das Verbot von Organisations-
und Parteifahnen. Ziel dessen war der Schutz von Einzelaktivist_Innen, die
nicht  öffentlich  durch  das  Zeigen  ihrer  Parteizugehörigkeit  für  die
Repressionsorgane  geoutet  werden  sollten.

Anlass  der  Demonstration war der  Tod des parteilosen palästinensischen
Aktivisten Basel al-Araj, der vor ca. einer Woche durch einen israelischen
Spezialtrupp in seiner Wohnung in Ramallah ermordet wurde. Der populäre
Gegner  der  palästinensischen  Regierung  und  Vorsitzende  einer
Jugendorganisation  wurde  bereits  im  letzten  Jahr  für  5  Jahre  von  der
palästinensischen  Autonomiebehörde  inhaftiert.  Während  seines
Knastaufenthaltes protestierte er gegen Gewalt durch das Gefängnispersonal
und schlechte  Haftbedingungen mit  einem 9-tägigen  Hungerstreik.  Nach
seiner Freilassung versteckte er sich in einer Wohnung in Ramallah und
wurde dort wegen angeblichen Waffenbesitzes und der angeblichen Planung

https://onesolutionrevolution.de/bericht-demonstration-in-palaestina-gegen-die-sicherheitskooperation-2/
https://onesolutionrevolution.de/bericht-demonstration-in-palaestina-gegen-die-sicherheitskooperation-2/
https://onesolutionrevolution.de/bericht-demonstration-in-palaestina-gegen-die-sicherheitskooperation-2/


von Anschlägen von israelischen Soldat_Innen erschossen, die gemäß des
Oslo-Friedensabkommens eigentlich keine Ermächtigungsgewalt in den unter
palästinensischer  Verwaltung  stehenden  Zonen  haben.  Viele
Palästinenser_Innen gehen davon aus, dass die Ermordung Arajs deshalb nur
durch die „Sicherheits“kooperationsprogramme zwischen der PA und dem
israelischen Staat möglich gewesen sei.

So  ist  die  PA  eine  Institution,  die  aufgrund  der  sehr  schwachen
palästinensischen Wirtschaft nur durch ausländische Entwicklungshilfe aus
der EU und den USA am Leben erhalten werden kann. Da das Hauptinteresse
der EU und der USA die Sicherheit ihres Verbündeten Israel ist, binden sie
ihre  Zahlungen  daran,  dass  die  PA  für  „Ruhe  und  Ordnung“  in  den
palästinensischen  Gebieten  sorgt.  Ein  großer  Teil  der  Zahlungen  fließt
deshalb ausschließlich in den palästinensischen Militär- und Polizeiapparat.
Die PA unter Führung der konservativen Partei Fatah wird also dafür bezahlt,
die palästinensische Bevölkerung ruhig zu halten und Aufstände gewaltsam
zu unterdrücken. Dies hat sie zuletzt vor einigen Tagen bewiesen, als sie
weitere  Proteste  gegen  die  „Sicherheitskooperation“  mit  Tränengas  und
Gummigeschossen niederschlug und dabei sogar den Vater des ermordeten
Arajs festnahm. Auch die massenhaften Proteste gegen den Gazakrieg 2014
fielen palästinensischer Polizeigewalt zum Opfer.
Die  PA  übernimmt  somit  immer  mehr  die  Rolle  einer  Verwalterin  der
Besatzung und entwickelt  sich zu einem autoritären Polizeistaat,  der die
Meinungs-,  Presse-  und  Demonstrationsfreiheit  unterdrückt  und  die
israelische  Besatzung  zementiert.

Anstelle von Investitionen in das Bildungssystem oder die Infrastruktur wird
ein Großteil des Geldes in den Sicherheitssektor gesteckt, was beispielsweise
letztes Jahr tausende palästinensische Lehrer_Innen zu massenhaften Streik-
und Protestaktionen veranlasste. Der Kampf gegen die israelische Besatzung
und die verräterischen Bürokraten der PA bedarf dabei des Aufbaus einer
säkularen  multiethnischen  Arbeiter_Innenpartei,  die  zusammen  mit  der
Jugend  für  eine  sozialistische  Alternative  im  Nahen  Osten  kämpft!



Macht Trump die Erde kaputt?

Frieda Alessandrova
Kurz nach seinem Amtsantritt unterschrieb Donald Trump ein Dekret, was
die von Obama eingeleiteten Schritte zum Klimawandel rückgängig macht.
Dabei geht es hauptsächlich um die Reduktion von Treibhausgas-Emissionen
sowie den Abbau der Kohleindustrie und strengere Auflagen zum Fracking.
Trump besiegelt damit abermals seine “America-First”-Politik, und stellt sich
demonstrativ  gegen  die  im  Pariser  Klimaabkommen  erklärten  Ziele  zur
Verringerung der Erderwärmung. Eine Abkehr vom Klimaabkommen sei noch
nicht beschlossen, man berate aber darüber.

Trump war schon vor seiner Kandidatur zum US-Präsident, als er noch ein
einfacher  Immobilienhai  war,  ein  bekannter  Leugner  des  von  Menschen
verursachten Klimawandels. 2012 behauptete er online, der Klimawandel sei
eine Erfindung “der Chinesen”, um die USA nicht mehr wettbewerbsfähig zu
machen.  Derselben Logik folgt  nun auch seine Politik.  Die Stärkung der
heimischen Kohleindustrie diene dazu, den “einfachen Arbeitern” wieder eine
Perspektive zu geben. Über die vermeintliche Arbeiter_Innenfreundlichkeit
Trumps haben wir in dem Artikel „Wohin steuern die USA“ schon einmal
geschrieben.  Tl;dr:  ist  gar  nicht  so.  Trumps  Politik  ist  zutiefst
arbeiter_Innenfeindlich.  Dies  zeigt  sich  beispielsweise  in  der  von  ihm
geplanten  Gesundheitsreform  „TrumpCare“.  Durch  diese  sollen  große
Ersparnisse in der Gesundheitsversicherung möglich sein. Für wen? Für die
Bundesregierung und Haushalte mit einem Einkommen von über 100 000
USD pro Jahr. Arbeiter_Innenhaushalte sparen nichts, werden jedoch noch
zusätzlich zur Kasse gebeten. Fehlgeburten und das Überleben von sexueller
Gewalt gilt dann als Vorbelastung und kann zur Einstufung in höhere Tarife
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führen.

Trumps Zugang zur  Umweltpolitik  zeigt  sich sehr  anschaulich in  seinem
Verhältnis zur Umweltschutzbehörde EPA. Bereits vor seinem Amtsantritt hat
er  angekündigt,  Dutzende Projekte  sowie  20 % der  Stellen  streichen zu
wollen.  In  der  Selbstdarstellung  der  Behörde  wurde  das  Wort
“wissenschaftlich” entfernt und ihre Aufgabe auf das einfache Prüfen der
technischen Durchführbarkeit von Klimaschutzmaßnahmen reduziert.

Innerhalb des Kapitalismus ist immer das Profitinteresse maßgebend für die
Politik, bei Trump ist dies jedoch krasser aus zwei Gründen. Erstens: Trump
ist ein Bonaparte, er kommt und regiert direkt aus Kapitalist_Innenklasse,
und gibt sich keine Mühe, das zu verdecken. Gleichzeitig macht er weißen
Arbeiter_Innen verbale Zugeständnisse und versucht, sich darüber zu halten.
Zweitens:  wenn  es  Hoffnung  für  die  Erde  geben  soll,  muss  jetzt  ein
Umdenken  und  Handeln  geschehen.  Wir  können  uns  keine  weiteren
Klimakatastrophen  leisten.  Wie  dieses  Umdenken  aussehen  soll,  darauf
kommen wir später zu sprechen.

Um die Erderwärmung signifikant reduzieren zu können, müssen bis zum
Jahr 2050 die Schwergewichte in der Energiegewinnung, wie das Verbrennen
von  Öl  und  Braunkohle,  zum  Stillstand  kommen.  Zu  der  umstrittenen
Methode zur Erdöl- und Erdgas-Förderung, dem Fracking, gibt es bislang
wenig wissenschaftlich fundierte Studien über die Auswirkungen auf Mensch
und  Umwelt.  Dies  wird  sich  auch  in  Zukunft  nicht  ändern,  wenn  den
verantwortlichen  Stellen  weiterhin  ihre  Arbeit  unmöglich  gemacht  wird.
Dennoch sind in den USA gravierende Schäden festzustellen, wo Fracking
eingesetzt  wurde.  Beim  Fracking  werden  unter  Hochdruck  Sand  und
Chemikalien in Gestein geblasen, um das dort gelöste Erdgas freizusetzen
und so förderbar zu machen. Dadurch steigt die Gefahr von Erdbeben in der
Region und Luft und Wasser wird durch die Chemikalien extrem belastet.

Auch  die  Braunkohleindustrie  leistet  traditionell  ihren  Beitrag  zur
Verschmutzung  unserer  Erdatmosphäre.  Der  Kohleabbau  ist  ein  sehr
dreckiges  Geschäft.  Ganze  Landstriche  und  das  Grundwasser  werden
verwüstet  und stillgelegte Braunkohletagewerke sind nur sehr aufwendig



und zeitintensiv renaturierbar. Auch beim Verbrennen von Kohle entsteht
sehr viel CO2, was in die Atmosphäre entlassen wird und die Ozonschicht
angreift.

Obama wollte  strengere  Auflagen für  diese  Arten der  Energiegewinnung
erlassen.,  die jedoch ebenso an der unteren Grenze lagen von dem, was
notwendig wäre, um einen deutlichen Einfluss auf die Klimaerwärmung zu
haben. Trump nimmt diese Auflagen nun zurück und so werden den USA,
dem zweitgrößten Klimasünder der Erde, doch keine Grenzen gesetzt.

Somit  werden  die  Ziele  der  Pariser  Klimakonferenz,  die  sowieso  recht
zurückhaltend formuliert waren, nicht mehr der wegweisende Durchbruch
sein, als der sie vor einem Jahr noch gefeiert wurden.
Was  sind  unsere  Alternativen?  Wie  würde  die  Problematik  des
Umweltschutzes  von  revolutionär-marxistischer  Perspektive  analysiert
werden? Fest steht: echter Klimaschutz innerhalb des Kapitalismus ist nicht
möglich!  Das  Problem  liegt  in  der  Produktionsweise,  die  auf  Überfluss
basiert.  Sie  ist  nicht  bedarfsgerecht,  sodass  nur  produziert  wird,  was
gebraucht wird, sondern folgt dem Profitinteresse, was über dem Überleben
des Planeten steht. Durch Absprache zwischen den Produzenten kann eine
Überproduktion verhindert werden und der Abfall deutlich reduziert werden.
Schließlich ist das Verbrennen von Müll sehr klimaschädlich und für viele
Materialien wurde noch keine klimaschonende Entsorgung erfunden. Davon
abgesehen,  dass  das  Verbrennen  viel  schneller  und  damit  profitabler
geschieht.

Durch  eine  bedarfsgerechte  Produktionsweise  würde  es  viel  kürzere
Transportwege  geben,  da  Lebensmittel  wieder  lokal  produziert  werden
können. Außerdem kann eine ökologische Nutztierhaltung entstehen, in der
Fleisch kein Massenprodukt ist und Wälder wieder aufgeforstet werden, weil
sie nicht mehr für Weideflächen gebraucht werden.

Solche Absprachen sind natürlich nur möglich in  einer  Produktion unter
Arbeiter_Innenkontrolle,  durch die  die  Produzenten nicht  miteinander  im
Wettbewerb stehen. Dann ist auch die Offenlegung der Geschäftsbücher der
Firmen möglich. Damit kann ihre Produktionsweise überprüft werden und die



Müllentsorgung im Besonderen. Auch der Emissionshandel würde nicht mehr
funktionieren.  Es  sollte  unmöglich  gemacht  werden,  dass  Firmen  über
Umwege  mit  Unterhändlern  ihre  Verbrechen  verschleiern.  Kurz  gesagt:
Wenn  nicht  mehr  profitorientiert  produziert  wird,  müssten  fossile
Brennstoffe nicht mehr ausgebeutet werden, die Ölindustrie wäre nicht mehr
so  unverzichtbar  und  die  Forschung  an  erneuerbarer  Energie  könnte
ausgebaut werden. Und wie schaffen wir das? Wir dürfen die Zukunft der
Erde  nicht  in  Klimakonferenzen  und  Gipfeltreffen  wie  G20  legen.  Diese
können niemals eine Perspektive für uns sein, und die Art, wie sich mächtige
Männer  und  Frauen  den  Beschlüssen  dieser  Zusammenkünfte  einfach
widersetzen  und  daran  vorbeiregieren  können,  zeigt,  dass  da  keine
Verpflichtungen  dahinterstehen.

Wir  müssen  Umweltschutz  konsequent  mit  Antikapitalismus  verbinden,
müssen als Revolutionär_Innen dafür kämpfen, die Konzerne zu enteignen
und  unter  Arbeiter_Innenkontrolle  zu  stellen,  damit  wir  nach  unseren
Bedürfnissen  produzieren  und  nicht  nach  dem  Profitinteresse  Weniger!

Bundeswehr  –  Raus  aus  den
Schulen
VON REVOLUTION LEIPZIG

 

In Zeiten der Krise rüstet die ganze westliche Welt auf. Auch Deutschland ist
ganz vorne mit dabei. Die geplanten Aufrüstungen befinden sich im Millionen
Bereich,  Waffen  und  vor  allem  Hubschrauber  und  Panzer  sollen  neu
angeschafft werden. Aber jede Armee braucht auch Soldaten, die mit diesem
neuen Equipment umgehen können. Dafür müssen vor allem junge Menschen
rekrutiert werden. Dafür hat die Bundeswehr, wie viele andere Unternehmen
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auch, ein neues Netzwerk entdeckt. Auf YouTube wirbt sie mit der angeblich
absolut  realistischen  Serie  „Die  Rekruten“  um junge  Menschen,  die  die
Armee verstärken sollen. Dabei wird nach dem Vorbild großer Kampangen
wie in den USA, die Armee als bürgernaher und normaler Beruf, sowie als
Staatsdienst  propagiert.  Gleichzeitig  wird  mit  einfacher  Technik,  welche
mensch von vielen YouTubern kennt, versucht eine Nähe zu Jugendlichen zu
bringen, wie Z.B das direkte Anreden von den Zuschauern und sogenannten
„Call-to-Actions“.  Auch wird sehr viel  gewitzelt  und die  Grundausbildung
wirkt in ihrer Darstellung zwar streng aber dennoch spaßig.In Zeiten der
Krise rüstet die ganze westliche Welt auf. Auch Deutschland ist ganz vorne
mit dabei. Die geplanten Aufrüstungen befinden sich im Millionen Bereich,
Waffen  und  vor  allem Hubschrauber  und  Panzer  sollen  neu  angeschafft
werden.  Aber  jede Armee braucht  auch Soldaten,  die  mit  diesem neuen
Equipment  umgehen  können.  Dafür  müssen  vor  allem  junge  Menschen
rekrutiert werden. Dafür hat die Bundeswehr, wie viele andere Unternehmen
auch, ein neues Netzwerk entdeckt. Auf YouTube wirbt sie mit der angeblich
absolut  realistischen  Serie  „Die  Rekruten“  um junge  Menschen,  die  die
Armee verstärken sollen. Dabei wird nach dem Vorbild großer Kampangen
wie in den USA, die Armee als bürgernaher und normaler Beruf, sowie als
Staatsdienst  propagiert.  Gleichzeitig  wird  mit  einfacher  Technik,  welche
mensch von vielen YouTubern kennt, versucht eine Nähe zu Jugendlichen zu
bringen, wie Z.B das direkte Anreden von den Zuschauern und sogenannten
„Call-to-Actions“.  Auch wird sehr viel  gewitzelt  und die  Grundausbildung
wirkt in ihrer Darstellung zwar streng aber dennoch spaßig.

 

Im vergangenen Jahr meldeten sich 1216 Jugendliche im Alter von 17 Jahren
für  den  Wehrdienst.  Diese  wurden  zumeist  mit  Flyern  und  Infomaterial,
welche  jede_r  StaatsbürgerInn  in  diesem  Alter  zugesendet  wurde,
angeworben.  Obwohl  damit  gegen  die  UN  Kinderrechtskonventionen
verstoßen wird und Deutschland Kindersoldat_innen, nach der alllegemeinen
Definition,  in  einem  noch  nie  vorhandenem  Umfang  beschäftigt.  Trotz
dessen,  dass  die  UN gegen solche  Fälle  Sanktionen aussprechen wollte,
bleibt sie den bürgerlichen Organen gegenüber freundlich, da Deutschland



zu den führenden imperialistischen Ländern gehört.
Die Serie „Die Rekruten“ wird die Zahl, der Jugendlichen die sich für eine
Grundausbildung entscheiden, nicht schrumpfen lassen, sondern verstärken,
da die Serie auf Kinder und Jugendliche zugeschnitten ist. Um auch ältere
und Menschen, welche den militärischen Dienst hinterfragen, zu überzeugen,
wird  die  Gefahr  von  Tod  und  posttraumatischen  Belastungsstörungen
kleingeredet.  Mit  der  bei  Soldaten  weltweit  ausgeführten  22  Push  up
Challenge wird eher heuchlerisch als ernsthaft das Thema posttraumatische
Belastungsstörungen angerissen.

 

Private Audienz der Bundeswehr
 

Aber da so eine Serie nicht ausreicht, schickt die Bundeswehr sogenannte
Jugendoffizier_innen und Wehrdienstberater_innen in die Schulen. Sie sind
pädagogisch  geschult  und  relativ  jung  um bei  den  Jugendlichen  perfekt
anzukommen. Zudem können sie durch die pädagogische Ausbildung, die sie
in  der  Akademie  der  Bundeswehr  für  Information  und  Kommunikation
bekommen haben, ihre Propaganda an die Schüler_innen leichter vermitteln.
Sie versuchen meist mit dem Spiel „Politik &Internationale Sicherheit“ die
Kriegseinsätze der Bundeswehr zu rechtfertigen. Bei dieser zwei- bis fünf-
tägigen Simulation werden den Schülern Regierungsämter auferlegt und sie
sollen  dann  Konflikte  lösen.  Das  aber  ist  natürlich  nur  mit  dem Militär
möglich.  So  wird  unter  dem  Deckmantel  der  Kritikförderung  und
Meinungsbildung  eine  perverse  Gehirnwäsche  betrieben.

 

Dabe i  s ind  Wörter  wie  Kr ieg ,  Tod  oder  Post t raumat ische
Belastungsstörungen Fehlanzeige. Dafür hat mensch sich extra für das Wort
Auslandseinsätze  statt  für  Kriegseinsätze  entschieden,  um  eine
Verharmlosung  zu  integrieren.  Solche  realitätsferne  ist  keine  Seltenheit.

 



Dennoch wird ausnahmslos nur mit Spaß, Sport, Teamgeist und ziemlich viel
Geld geworben. Wenn mensch das alles ohne die Bezahlung sieht, lässt sich
ein Bezug zur „Hitlerjugend“ und den „Pionieren“ herstellen, bei denen auch
durch diese Schlagwörter propagandistische Gehirnwäsche betrieben wurde.
Was aber nicht klar wird: Spaß kann bei einer Armee nie vorhanden sein, da
der Beruf des Soldaten, auf sein eigenes Leben reduziert ist. Die Devise ist
deshalb:  töten  und  aufpassen  um  nicht  getötet  zu  werden.  In  dieser
Reduzierung klingt mit, dass dies seelisch sehr belastend ist. Wenn mensch
den anderen Teil des Soldatenlebens betrachtet, ist das die Verteidigung des
„Vaterlandes“ oder,  anders ausgedrückt,  die Verteidigung der Bourgeoise
gegen  Revolutionen,  andere  Bourgeoisien  und  die  Sicherung  der  ihnen
angeblich zustehenden Ressourcen.

 

Der tolle Sport, mit dem ebenfalls geworben wird, ist wie fader Schulsport.
Er  besteht  meist  aus  Übungen,  die  für  die  Über-/Unterquerung  von
Hindernissen  gedacht  sind.  Dennoch  ist  von  Parcours-Action  nichts  zu
spüren. Oft wird der Sport auch mit Waffe bewältigt, um das Vertrauen in
diese  Tötungsmaschine  eingetrichtert  zu  bekommen.  Freizeitlich  ist  das
sportliche Angebot seitens der Bundeswehr nicht wirklich gegeben.

 

Teamgeist,  der  letzte  Teil  der  Zauberformel,  heißt  bei  der  Truppe
Kameradschaft.  Ein  Wort  was  sonst  nur  im  rechtsextremen  Bereich  für
Gruppen und paramilitärische Vereine verwendet wird. Sie ist Pflicht, egal ob
sich diese negativ oder positiv auswirkt. Bei einem solchen Beruf der schon
so seelisch sehr belastend ist, ist es nicht gut, dass z.B. auch Mobbing so
unter der Kameradschaft versteckt werden kann.

 

Was  tun  gegen  die  Bundeswehr  an  EURER



Schule?
 

Es  ist  mehr  als  wichtig,  sich  das  nicht  gefallen  zu  lassen.  Es  ist  nicht
annehmbar, dass die Bundeswehr an Schulen geht um dort neue Jugendliche
für ihre imperialistischen Kriegszwecke und den lebensgefährlichen Kampf
zu rekrutieren und sie  innerhalb ihres Umfelds einer  propagandistischen
Gehirnwäsche zu unterziehen, die auch noch eine Pflichtveranstaltung ist!
Also, macht was gegen diese unangenehmen Gäste!

 

Macht darauf aufmerksam, dass ihr mit einem Besuch der Bundeswehr nicht
einverstanden seid. Ihr könnt zwar natürlich mit eurer Schulleitung reden
und  um  Absage  bitten.  Dass  das  durchgesetzt  wird,  ist  aber  eher
unwahrscheinlich.
Deswegen müsst ihr selber mit euren Freund_Innen aktiv werden und euch
gegen den geplanten Besuch widersetzen. Druckt Flugblätter aus, auf denen
eure  Meinung  draufsteht  und  macht  Aushänge.  Dabei  könnt  ihr  kreativ
werden.  Wenn euch nichts  einfällt,  kann euch das  Internet  Hilfe  bieten.
Macht eine kleine Kundgebung auf dem Schulhof mit Megaphonen oder führt
ein kurzes Theaterstück auf. Auch besteht die Möglichkeit, mit roter Farbe
den  Schulhof  und  die  Gänge  zu  dekorieren.  Ihr  könnt  auch  ein  selbst
gemaltes Transpi vom Schuldach herunter lassen.

 

Wenn das alles nichts hilft, könnt ihr nur der Argumentation gegenhalten.
Versucht  mit  den  oben  gegebenen  Informationen  die  Veranstaltung  zu
korrigieren. Wenn z. B. Der/die Jugendoffizier_in sagt: „die Bundeswehr ist
ein normaler Arbeitgeber“ könnt ihr antworten mit Sprüchen wie: „Ja aber
mit höherer Todesrate und der Legalisierung von Mord an anderen.“

 



Das neue Wettrüsten?
VON JAQUELINE KATHERINA SINGH

Bis 2030 soll der Bundeswehr Etat um 130 Milliarden € erhöht werden. Aber
nicht  nur die  Bundeswehr ist  kräftig  am aufrüsten.  Weltweit  stiegen die
Ausgaben  für  die  jeweiligen,  nationalen  Militäretats  um 1,3  Prozent.  In
Prozent liest sich das wenig. Umgerechnet ist das aber ein Anstieg auf 1,57
Billionen U.S.

Die USA geben jährlich 596 Milliarden US Dollar für ihr Militär aus. Damit
sind sie mit weitem Abstand auf Platz 1 unter den Top 10 der jährlichen
Militärausgaben weltweit. Seit 2015 haben sich ihre Ausgaben erhöht. Davon
werden  108  Milliarden  Dollar  genutzt  um in  den  kommenden  5  Jahren
nukleare Waffen aufzurüsten. Dies wurde im September 2016 angekündigt.
Aber  nicht  nur  ihre  Ausgaben  sind  gestiegen.  Auch  die  Standorte  ihrer
Truppen  haben  sich  verändert.  Ziel  ist  es  in  Asien,  gerade  im  Pazifik,
Luftwaffe und Marine zu stärken. Darüber hinaus werden ab Februar rund
4500  US  Soldaten  in  den  Osten  von  Europa  geschickt.  Ziel  sei  die
Friedenssicherung in Europa und eine Demonstration von Stärke gegenüber
Russland, laut dem Oberbefehlshaber der US-Landstreitkräfte in Europa. Die
ersten Panzer dafür sind schon im Januar im Bremerhaven eingetroffen um
sich von dort aus auf den Weg zu machen.

Weit  hinter  den  USA,  aber  immer  noch  auf  Platz  2  der  Rangliste  der
Militärausgaben  kommt  China  mit  215  Milliarden  Dollar.  In  den  letzten
Jahren gab‘s es für die Volksbefreiungsarmee die größte Strukturreform seit
den 50er Jahren. Diese implizierte, dass der aktuelle Präsident sich selber
zum  Vorsitzenden  des  Militärs  gekürt  hat.  Zudem  wurde  der  vorherige
Stützpfeiler  –Landstreitkräfte-  umgeworfen  und  durch  Luftwaffen  und
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Marine  ersetzt.

Russland findet man –nein, nicht auf dem dritten, sondern auf dem vierten
Platz. Die Bronzemedaille der Aufrüstung geht nämlich an Saudi Arabien.
Ungefähr 66,4 Milliarden Dollar gibt die russische Regierung aus. Was sich
im direkten Vergleich  als  schwach anhören mag,  hat  in  Syrien  und der
Ukraine gezeigt, dass die russische Armee jedoch einsatzbereit ist. Zudem
sollen bis zum Jahr 2020 die russischen Landstreitkräfte mehr als 11.000
neue  gepanzerte  Kampffahrzeuge  sowie  rund  14.000  weitere
Militärfahrzeuge erhalten. Dadurch soll der Anteil der neuen Militärtechnik
am gesamten Bestand 70 Prozent erreichen.

Aber  Militarisierung  bedeutet  nicht  immer  nur  Soldaten,  Panzer  und
Gewehre. Es bedeutet auch Abschottung, da die Grenzsicherungssysteme die
Grenzen der bürgerlichen Nationen wahren sollen. Die Zäune, Wachtürme
und Flotten der Marine im Mittelmeer sorgen dafür dass keine Geflüchteten
hinein kommen, können bei kriegerischen Auseinandersetzungen aber auch
schnell einen noch ekelhafteren Charakter bekommen, wenn es um die achso
wichtige „Vaterlandsverteidigung“ geht. Auch heißt Militarisierung, dass das
Militär immer mehr in unseren Alltag rutscht. Ob nun durch Serien oder
Filme, die das Militär nebenbei positiv erwähnen oder direkte Werbung wie
die YouTube-Serie der Bundeswehr, Werbeclips der US-Armee oder Plakate
und Auftritte  an Schulen,  Universitäten und Ausbildungsmessen.  Es wird
versucht das Militär in den Alltag zu integrieren und eine positive, wenn
nicht gar heldenhafte Rolle zuzuschreiben.

Aber wir wollen es nicht nur dabei belassen, Fakten aufzuzählen, sondern
uns auch fragen, warum das Alles passiert. Die militärische Aufrüstung, die
wir  beobachten  können  ist  Ausdruck  der  Zuspitzung  der  Krise  des
kapitalistischen  Systems.  Aufgrund  von  Konkurrenz  werden
Machtdemonstrationen  werden  offensiver  und  der  Kampf  um  die
Neuaufteilung der Welt hat bereits in zwei Ländern Gestalt angenommen hat.
2014 in der Ukraine und in Syrien in den letzten Jahren. Ein weiteres Beispiel
für die Zuspitzungen findet im Pazifik statt:  der sogenannte „Inselkrieg“.



Oberflächlich betrachtet, versuchen die USA und China sich um Steinhaufen
im  Meer  zu  streiten.  Dahinter  stecken  aber  Machtdemonstrationen  der
beiden imperialistischen Kräfte.

Aber was können wir gegen diesen Scheiß tun? Klar ist: Ob nun im Innern
oder für Auslandeinsätze, wir sind gegen jede Form von Aufrüstung. Auch
sind wir gegen die Einsätze des Militärs im In- und Ausland. Wir verurteilen
die  imperialistischen  Aufrüstungen  und  Mobilmachungen  und
erheben die Parole: „Keinen Cent, Keinen Menschen für ihren Krieg!“
Zudem wollen wir verhindern das Kriegstreiber_Innen eine Stimme in der
Öffentlichkeit  bekommen –im Kleinen wie auf Ausbildungsmessen oder in
de iner  Schu le  oder  im  Großen  w ie  be im  G20  G ip fe l  oder
Sicherheitskonferenz am 17. Februar in München. Deswegen beteiligen wir
uns an den Gegendprotesten. Denn solche Treffen dienen zur Absprache der
Herrschenden, die nur auf unsere Kosten Profite machen und sich für unsere
Leben nicht interessieren!


